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1. Einleitung  

aƛǘ 9ƛƴǎŜǘȊǳƴƎǎōŜǎŎƘƭǳǎǎ ǾƻƳ сΦ Wǳƴƛ нлму Ƙŀǘ ŘƛŜ .ǳƴŘŜǎǊŜƎƛŜǊǳƴƎ ŘƛŜ YƻƳƳƛǎǎƛƻƴ α²ŀŎƘǎǘǳƳΣ 

{ǘǊǳƪǘǳǊǿŀƴŘŜƭ ǳƴŘ .ŜǎŎƘŅŦǘƛƎǳƴƎά ŜƛƴōŜǊǳŦŜƴΣ ǳƳ ŜƛƴŜƴ ōǊŜƛǘŜƴ ƎŜǎŜƭƭǎŎƘŀŦǘƭƛŎƘŜƴ YƻƴǎŜƴǎ ǸōŜr 

die Gestaltung des energie- und klimapolitisch begründeten Strukturwandels in Deutschland 

herzustellen. Dabei steht die Schaffung konkreter Perspektiven für neue, zukunftssichere 

Arbeitsplätze in den betroffenen Regionen im Vordergrund. Die Mitglieder der Kommission stellen 

einen breiten Querschnitt der gesellschaftlichen, politischen und wirtschaftlichen Akteure dar. Das 

schafft die Grundlage für einen tragfähigen gesellschaftlichen Konsens, auf den sich alle Beteiligten in 

den kommenden Jahren verlassen können.  

Die schrittweise Reduzierung und Beendigung der Kohleverstromung ist eine historische Aufgabe. 

Seit Jahrzehnten ist die Kohle wesentlicher Bestandteil der sicheren Energieversorgung in 

Deutschland. Sie hatte so entscheidenden Anteil an der wirtschaftlichen Entwicklung Deutschlands zu 

einer weltweit führenden Industrienation. Erbracht haben diese Leistung in erster Linie die 

Beschäftigten in der Braun- und Steinkohlewirtschaft. Diese haben die Kohleregionen über 

Generationen nicht nur wirtschaftlich, sondern auch sozial und kulturell entscheidend geprägt. Diese 

Entwicklung hat den Regionen wirtschaftliche Prosperität und Wohlstand gebracht und zugleich auch 

den dort lebenden Menschen große Opfer abverlangt. Der hohe Anteil industrieller Produktion an 

der Wertschöpfung in Deutschland basiert auf einer zuverlässigen, bezahlbaren Energieversorgung, 

aber auch auf integrierten Wertschöpfungsketten, Unternehmergeist sowie einem hohen 

technischen Know-How der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer infolge einer guten Ausbildung.  

Die für einen erfolgreichen Klimaschutz notwendige Reduzierung und Beendigung der 

Kohleverstromung kann nur dann erfolgreich und mit Vorbildfunktion gelingen, wenn eine Reihe von 

Anforderungen in Einklang gebracht werden. Dazu zählen der Erhalt und die Schaffung neuer guter, 

tarifvertraglich abgesicherter Arbeitsplätze in den betroffenen Regionen, die sichere und bezahlbare 

Versorgung mit Strom und Wärme zu jedem Zeitpunkt sowie der Erhalt und die Weiterentwicklung 

der Kohlereviere zu weiterhin lebenswerten und attraktiven Regionen. Es müssen den 

tagebaubetroffenen Gemeinden neue Perspektiven eröffnet und eine ausgewogene Verteilung der 

Vorteile und Lasten sichergestellt werden. Es muss dabei gelingen, allen Akteuren langfristige 

Planungssicherheit zu geben und den Aufbau neuer Geschäftsmodelle zu ermöglichen. Die 

Wettbewerbsfähigkeit von Gewerbe, Handwerk, Handel und Dienstleistung sowie der Industrie 

müssen dabei gewahrt bleiben. Zudem muss die Bewältigung der erheblichen Folgekosten der 

Braunkohleverstromung auch langfristig auf dem vorhandenen hohen Niveau abgesichert werden. 

Deutschland braucht einen gesellschaftlich breit verankerten Konsens, der einen sozial 

ausgewogenen und gerecht gestalteten Übergang in ein neues Energiesystem ebnet und für die 

kommenden Dekaden sicherstellt. Nur ein solcher Konsens, der von allen Akteuren mitgetragen wird, 

kann die nötige Planungssicherheit und Verlässlichkeit schaffen und so zum Motor der langfristigen 

Umstellung des deutschen Energiesystems werden. Die Kommission α²ŀŎƘǎǘǳƳΣ {ǘǊǳƪǘǳǊǿŀƴŘŜƭ ǳƴŘ 

.ŜǎŎƘŅŦǘƛƎǳƴƎά betont, dass eine erfolgreiche Strukturentwicklung in den Braunkohlerevieren 

unerlässliche Voraussetzung für diesen gesellschaftlichen Konsens ist. Der Strukturwandel im 

Zusammenhang mit der Reduzierung der Braunkohleverstromung hat zum Teil bereits begonnen, 

während in den ostdeutschen Bundesländern der flächendeckende Strukturwandel nach der 

deutschen Wiedervereinigung noch immer nicht abgeschlossen ist. Die Braunkohlereviere und 

Standorte von Steinkohlekraftwerken stehen einerseits vor der Herausforderung, bestehende 

Wertschöpfungsketten zu sichern und neue Wertschöpfungsketten aufzubauen, und andererseits vor 

der Chance, den anstehenden Strukturwandel durch Innovationen zukunftsfähig zu gestalten.  
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Deutschland steht mit dieser Herausforderung nicht allein. Eine Reihe von Ländern hat bereits die 

Beendigung der Kohleverstromung beschlossen und eingeleitet. Andere Länder haben diesen Schritt 

noch vor sich, denn für einen wirksamen Klimaschutz ist das weltweite Auslaufen der 

Kohleverstromung unabdingbar. Als hochindustrialisierte Exportnation mit einem vergleichsweisen 

großen Anteil der Kohle an der Stromerzeugung stellt die Beendigung der Kohleverstromung für 

Deutschland jedoch eine besondere Herausforderung dar. Wenn es hier gelingt, 

Strukturwandelprozesse erfolgreich durchzuführen und Klimaschutz, Schaffung guter Arbeitsplätze, 

Stärkung des Wirtschaftsstandortes und erfolgreiche Weiterentwicklung der betroffenen Regionen in 

Einklang zu bringen, kann die Energiewende und die damit verbundene Beendigung der 

Kohleverstromung beispielgebend für andere Länder sein. Der Erfolg der Energiewende im Kontext 

der globalen Herausforderungen wird sich nicht nur an der Frage entscheiden, ob und wie die großen 

Chancen durch neue Technologien, und Geschäftsmodelle genutzt werden, sondern auch an der 

Frage, ob Entwicklungen wie die beschleunigte Beendigung der Kohleverstromung ohne 

unbeherrschbare Strukturbrüche vollzogen werden können. 

Mit der Energiewende hat sich Deutschland bereits erfolgreich auf den Weg gemacht, den Wandel 

des Energiesektors zu gestalten. Der Ausbau der erneuerbaren Energien ist weit vorangeschritten. 

Werden die Weichen richtig gestellt, entsteht Raum für Innovationen und zukunftsfeste Industrien. 

Der Klimaschutz bietet die Möglichkeit, den Wandel erfolgreich zu gestalten und ist zugleich Treiber 

für neue Geschäftsfelder und die Weiterentwicklung bestehender Industrien. Erfolgreiche 

Klimaschutzbemühungen sind mit einer umfangreichen Modernisierung aller Sektoren der deutschen 

Volkswirtschaft verbunden und können deutschen Unternehmen weitere Chancen auf potenziellen 

Wachstumsmärkten, insbesondere für klimaverträgliche Technologien, eröffnen. Gleichzeitig wird 

der anstehende Transformationsprozess Deutschland vor erhebliche Umsetzungsherausforderungen 

stellen. Die Energiewende beschreibt einen Pfad einer politisch getriebenen, strukturellen 

Veränderung des Energiesystems. Diese durch klimapolitische Weichenstellungen im nationalen, 

europäischen und internationalen Rahmen, aber auch im Rahmen eines rapiden technologischen 

Wandels entstehenden Veränderungen betreffen Technologien jeglicher Art. Darüber hinaus sind 

ökonomische, Unternehmens- und Beschäftigungsstrukturen sowie die grundlegende räumliche 

Entwicklung tangiert. 

Die Vorschläge der Kommission α²ŀŎƘǎǘǳƳΣ {ǘǊǳƪǘǳǊǿŀƴŘŜƭ ǳƴŘ .ŜǎŎƘŅŦǘƛƎǳƴƎά stellen das Ergebnis 

einer ausgewogenen Abwägung der verschiedenen Interessen dar. Es stellt sicher, dass Deutschland 

unter den gegebenen Zielen aus Versorgungssicherheit, Bezahlbarkeit und Sicherung von 

Beschäftigung und Wertschöpfung die Lücke zum 40 %-Klimaziel so weit wie möglich schließt, und 

dass die Energiewirtschaft ihr Sektorziel für 2030 zuverlässig erreicht. Die Vorschläge enthalten 

zudem ein Enddatum für die Kohleverstromung in Deutschland. Bei der Erarbeitung der 

Empfehlungen hat die Kommission deshalb sowohl zahlreiche Wissenschaftler und 

Interessengruppen angehört als auch den Erkenntnis- und Sachstand umfassend diskutiert und die 

verschiedenen Positionen miteinander abgewogen.  

¶ Wirksame und effiziente Maßnahmen für ambitionierten Klimaschutz: Der Klimawandel hat 

bereits begonnen. So hat sich die mittlere Oberflächentemperatur der Erde gegenüber dem 

vorindustriellen Niveau um ca. 1°C erhöht. Dies zeigt sich immer deutlicher in extremen 

Wetterereignissen. Bei der UN-Klimakonferenz in Paris im Dezember 2015 haben sich 197 

Staaten der Klimarahmenkonvention auf ein globales Klimaschutzabkommen geeinigt, 

dessen Umsetzung auf der Klimakonferenz in Katowice im Dezember 2018 konkretisiert 

wurde. Darin haben sie sich verpflichtet, die Erderwärmung im Vergleich zum 

vorindustriellen Zeitalter auf deutlich unter 2°C, möglichst auf 1,5°C zu beschränken. Für den 

Anstieg der Temperatur sind die kumulierten CO2-Emissionen maßgeblich, die sich über die 
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Zeit in der Atmosphäre ansammeln.  

In Umsetzung der UN-Klimaziele hat Deutschland sich ambitionierte Klimaschutzziele gesetzt, 

um bis 2050 eine weitgehend treibhausgasneutrale Wirtschaft und Gesellschaft zu erreichen. 

Für einen derart tiefgreifenden Umbau müssen alle Sektoren einen Beitrag leisten. 

Gleichzeitig weisen alle Zukunftsszenarien, mit denen sich die Kommission befasst hat, auf 

die Schlüsselrolle der Energiewirtschaft und die Beendigung der Kohleverstromung in diesem 

Prozess hin. Zahlreiche Berechnungen zeigen darüber hinaus, dass eine möglichst schnelle 

und weltweite Beendigung der Kohleverstromung einen besonders wirksamen Weg darstellt, 

um die weitere Erwärmung des Klimas zu bremsen. Aus gesamtgesellschaftlicher Sicht wären 

bei einem abrupten Kohleausstieg jedoch massive Folgewirkungen zu erwarten, die mit Blick 

auf die heute noch in der Kohlewirtschaft Beschäftigten, die betroffenen Regionen, die 

Kosten einer sicheren Strom- und Wärmeversorgung sowie den Erhalt der 

Wettbewerbsfähigkeit der Industrie unverhältnismäßig wären.  

¶ Sicherung von Perspektiven für die Beschäftigten in den Kohleregionen: Die Beendigung der 

Kohleverstromung bedeutet auch, dass der Strukturwandel in den betroffenen 

Kohleregionen schneller voranschreitet. Die politische Entscheidung, die Beendigung der 

Kohleverstromung zu beschleunigen, bedingt eine besondere Verantwortung des Bundes, die 

Strukturentwicklung in diesen Regionen kurz-, mittel- und langfristig zu unterstützen, um die 

wegfallenden Arbeitsplätze sowie die Wertschöpfung durch neue, zukunftsfähige 

Einrichtungen und Unternehmen auszugleichen und neue Perspektiven für ein gutes Leben 

und erfolgreiche wirtschaftliche Entwicklung in den betroffenen Regionen zu schaffen. Die 

Braun- und Steinkohleunternehmen haben die Beschäftigungsstruktur der Regionen über 

Jahrzehnte entscheidend geprägt. Hier bestehen Arbeitsplätze, die qualitativ hochwertig, 

tariflich abgesichert und durch die sozialpartnerschaftliche Zusammenarbeit durch 

Arbeitgeber und Arbeitnehmer geprägt sind. Der Zusammenbruch großer Teile der 

ostdeutschen Industrie nach der Deutschen Einheit hat auch und in hohem Maße in der 

Braunkohlewirtschaft Wunden hinterlassen. Betriebliche Umstrukturierungen in der 

Energiewirtschaft in den folgenden Jahren haben zudem einen weiteren starken Abbau der 

Beschäftigung jenseits öffentlicher Aufmerksamkeit zur Folge gehabt. Dieser wirtschaftliche 

Einbruch hat wesentlich dazu beigetragen, dass die Treibhausgasemissionen in Deutschland 

vor allem in den 1990er Jahren deutlich gesunken sind. Die Regionen und die dort lebenden 

Menschen erwarten völlig zu Recht die Solidarität von Gesellschaft und Politik. 

Strukturpolitische Maßnahmen müssen deshalb in besonderer Weise die Erfahrungen der 

Menschen in den ostdeutschen Bundesländern aufgreifen. Der Kommission ist bewusst, dass 

eine erfolgreiche Strukturentwicklung in allen Revieren ein andauernder Prozess ist und eine 

reaktive Strukturpolitik nicht ausreichend ist. Gemeinsames Ziel muss deshalb eine proaktive 

Strukturentwicklung sein, so dass die Regionen, die derzeit noch einen wirtschaftlichen 

Schwerpunkt auf der Kohleverstromung legen, mit Unterstützung der Politik andere 

zukunftsfähige Modelle industrieller Wertschöpfung entwickeln können, die an den 

bestehenden Stärken ansetzen.  

¶ Sichere Rahmenbedingungen für langfristige Investitionen und Schaffung neuer Arbeitsplätze 

und Perspektiven für die Unternehmen: Der Strukturwandel ist unabhängig von kurzfristigen 

Entscheidungsprozessen dauerhaft und verlässlich abzusichern. Dies ist unerlässlich, um die 

Akzeptanz der Menschen in den Revieren für den Strukturwandelprozess zu stärken. Zudem 

ist angesichts der langen Investitionszyklen und hohen Investitionsvolumina 

Planungssicherheit von überragender Bedeutung. Um die zukünftige Entwicklung selbst zu 

gestalten, brauchen Einwohner, Beschäftigte, Kommunen und Unternehmen einerseits eine 
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gesamtgesellschaftliche und staatliche Unterstützung von EU, Bund und Ländern mit 

verlässlichen, langfristig wirksamen Rahmenbedingungen sowie andererseits möglichst breit 

verankerte regionale Perspektiven für die zukünftigen Entwicklungen. Deshalb kommt es nun 

darauf an, auf Grundlage der Empfehlungen der Kommission im Dialog mit den Beteiligten 

und Betroffenen die notwendigen rechtlichen und institutionellen Grundlagen für den 

sofortigen Start der Strukturentwicklungshilfen zu schaffen. 

¶ Verbindliche, überjährige Finanzierung von Maßnahmen zur Begleitung des Strukturwandels: 

Strukturentwicklung benötigt Planungssicherheit und eine auskömmliche Finanzierung. Dies 

ist durch ein umfassendes Gesetzespaket zur Stärkung von Wachstum, Strukturwandel und 

Beschäftigung in Braunkohlerevieren und an betroffenen Steinkohlekraftwerksstandorten 

sicherzustellen.  

¶ Berücksichtigung der Interessen der von Umsiedlungen Betroffenen: Bisher mussten bereits 

120.000 Menschen für die Braunkohle ihre Dörfer und Heimat verlassen. Noch immer sind 

Dörfer von der Umsiedlung betroffen. Im Interesse der betroffenen Menschen und 

Unternehmen ist schnellstmöglich Sicherheit für ihre Lebens- und Unternehmensplanung 

nötig. Dies betrifft insbesondere die Anwohner von Orten, die sich bereits im 

Umsiedlungsprozess befinden.  

¶ Versorgungssicherheit, Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit der Industrie sowie Erhalt und 

Weiterentwicklung industrieller Wertschöpfungsketten: Eine international 

wettbewerbsfähige, verlässliche und unterbrechungsfreie Versorgung mit Strom und Wärme 

ist ein entscheidender Standortfaktor für Industrien, die im internationalen Wettbewerb 

stehen. Deutschland setzt auch in Zukunft auf diese Industrien und muss daher sichere 

Rahmenbedingungen weiterhin erhalten. Wo durch die Reduzierung und Beendigung der 

Kohleverstromung zusätzliche Belastungen für die Wertschöpfung entstehen, müssen diese 

durch effektive Maßnahmen ausgeglichen werden. Zum Erfolg gehört zugleich, dass die 

großen Chancen durch neue Technologien und Geschäftsmodelle erkannt und genutzt 

werden. Es geht darum, die Bedingungen so zu gestalten, dass die Energieversorgung 

klimaschonend, sicher und zu sozial- und wirtschaftsverträglichen Kosten gelingt. Dies schafft 

Planungssicherheit und Verlässlichkeit und kann zu einem Motor der Modernisierung des 

Wirtschaftsstandorts Deutschland werden, die über den Energiesektor hinausweist. 

Deutschland kann so seine Rolle als Vorreiter und Innovationsmotor der Energiewende 

bewahren, die inzwischen in immer mehr Weltregionen auch ökonomisch getrieben ist. Auf 

diese Weise kann Deutschland seine Chancen auf diesem Feld entscheidender 

Schlüsseltechnologien für das 21. Jahrhundert sichern. 

¶ Sozial ausgewogene und gerechte Verteilung der Vorteile und Belastungen: Damit die 

Beendigung der Kohleverstromung und die Energiewende auch in Zukunft von der 

Gesellschaft mitgetragen werden, muss dieser tiefgreifende Umbau in einem übergreifenden 

Sinn gerecht gestaltet werden. Dies bedeutet, dass Vorteile und Belastungen in der 

Gesellschaft möglichst ausgewogen verteilt werden. 

Die Energiewende und die damit verbundene Reduktion und Beendigung der Kohleverstromung 

findet inmitten eines dynamischen Umfeldes statt. Diese bedeutet auch einen Eingriff in gewachsene 

wirtschaftliche Strukturen und Wertschöpfungsketten, die für den Standort Deutschland als 

hochentwickelte Industrienation von großer Bedeutung sind. Dabei gibt es wirtschaftliche, 

technische, politische und rechtliche Unsicherheiten in diesem Prozess, die die Prognosefähigkeit der 

betroffenen Akteure erschweren. Die Mitglieder der Kommission sind sich der damit einhergehenden 
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Verantwortung bewusst. Der Fortschritt bei der Umsetzung der empfohlenen Maßnahmen muss 

deshalb regelmäßig und aufmerksam überprüft und gegebenenfalls nachgesteuert werden.  

Die Kommission α²ŀŎƘǎǘǳƳΣ {ǘǊǳƪǘǳǊǿŀƴŘŜƭ ǳƴŘ .ŜǎŎƘŅŦǘƛƎǳƴƎά geht davon aus, dass die 

Bundesregierung die von ihr vorgelegten Empfehlungen zeitnah und vollumfassend umsetzen wird. 

Zur nötigen Planungssicherheit gehört auch die Schaffung von Rechtssicherheit für alle Bestandteile 

des Maßnahmenpaketes. Die Kommission erwartet daher, dass die Bundesregierung sicherstellt, dass 

spätere Rechtsänderungen beispielsweise des Umwelt- und Planungsrechts das erzielte Ergebnis der 

Kommission nicht gefährden oder unterlaufen.  
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2. Kommission für Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung 

2.1. Einsetzungsbeschluss und Auftrag  

Die Bundesregierung hat die Kommissioƴ α²ŀŎƘǎǘǳƳΣ {ǘǊǳƪǘǳǊǿŀƴŘŜƭΣ .ŜǎŎƘŅŦǘƛƎǳƴƎά ό²{.ύ ŀƳ 

6. Juni 2018 eingesetzt (vgl. Einsetzungsbeschluss, Anhang 1). Der Einsetzungsbeschluss legt den 

Auftrag der Kommission fest. Zum diesem Auftrag gehört die Erarbeitung eines Aktionsprogramms 

mit folgenden Schwerpunkten: 

1. Schaffung einer konkreten Perspektive für neue, zukunftssichere Arbeitsplätze in den betroffenen 

Regionen im Zusammenwirken zwischen Bund, Ländern, Kommunen und wirtschaftlichen Akteuren 

(z. B. im Bereich Verkehrsinfrastrukturen, Fachkräfteentwicklung, unternehmerische Entwicklung, 

Ansiedlung von Forschungseinrichtungen, langfristige Strukturentwicklung). 

2. Entwicklung eines Instrumentenmixes, der wirtschaftliche Entwicklung, Strukturwandel, 

Sozialverträglichkeit, gesellschaftlichen Zusammenhalt und Klimaschutz zusammenbringt und 

zugleich Perspektiven für zukunftsfähige Energieregionen im Rahmen der Energiewende eröffnet. 

3. Dazu gehören auch notwendige Investitionen in den vom Strukturwandel betroffenen Regionen 

und Wirtschaftsbereichen, für die bestehende Förderinstrumente von Bund und EU effektiv, 

zielgerichtet und prioritär in den betroffenen Regionen eingesetzt werden und für die ergänzend 

ein Fonds für Strukturwandel, insbesondere aus Mitteln des Bundes, eingesetzt wird. 

4. Maßnahmen, die das 2030-er Ziel für den Energiesektor zuverlässig erreichen, einschließlich einer 

umfassenden Folgenabschätzung. Aus dem Klimaschutzplan ergibt sich hierfür die Vorgabe zur 

Verringerung der Emissionen aus der Energiewirtschaft um 61 bis 62 Prozent im Jahr 2030 

gegenüber dem Jahr 1990. Für den Beitrag der Kohleverstromung soll die Kommission geeignete 

Maßnahmen zur Erreichung des Sektorziels 2030 der Energiewirtschaft, die in das 

Maßnahmenprogramm 2030 zur Umsetzung des Klimaschutzplans einfließen sollen, vorschlagen. 

5. Darüber hinaus ein Plan zur schrittweisen Reduzierung und Beendigung der Kohleverstromung, 

einschließlich eines Abschlussdatums und der notwendigen rechtlichen, wirtschaftlichen, sozialen, 

renaturierungs- und strukturpolitischen Begleitmaßnahmen. 

6. Ebenso Maßnahmen zum Beitrag der Energiewirtschaft, um die Lücke zur Erreichung des 40 %-

Reduktionsziels so weit wie möglich zu reduzieren. Hierzu wird die Bundesregierung eine aktuelle 

Schätzung zur Größe der zu erwartenden Lücke im Rahmen des Klimaschutzberichtes 2017 

veröffentlichen. 

Die Kommission α²ŀŎƘǎǘǳƳΣ {ǘǊǳƪǘǳǊǿŀƴŘŜƭ ǳƴŘ .ŜǎŎƘŅŦǘƛƎǳƴƎά hat ihre Arbeitsergebnisse zum 

Strukturwandel in einem schriftlichen Zwischenbericht vom 31. Oktober 2018 niedergelegt und erste 

Empfehlungen für Maßnahmen zur sozialen und strukturpolitischen Entwicklung der 

Braunkohleregionen abgegeben. Hiermit legt die Kommission ihren Abschlussbericht vor. 

 

2.2. Zusammensetzung    

In die Kommission α²ŀŎƘǎǘǳƳΣ {ǘǊǳƪǘǳǊǿŀƴŘŜƭ ǳƴŘ .ŜǎŎƘŅŦǘƛƎǳƴƎά wurden folgende Personen 

berufen: 

Vorsitzende 

Matthias Platzeck 

Ronald Pofalla 

Prof. Dr. Barbara Praetorius 

Stanislaw Tillich 
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Mitglieder 

Prof. Dr. h.c. Jutta Allmendinger (bis 21. August 2018) 

Antje Grothus 

Gerda Hasselfeldt 

Christine Herntier 

Martin Kaiser 

Steffen Kampeter 

Stefan Kapferer 

Prof. Dieter Kempf 

Stefan Körzell 

Michael Kreuzberg 

Dr. Felix Matthes  

Claudia Nemat 

Prof. Dr. Kai Niebert 

Prof. Dr. Annekatrin Niebuhr 

Reiner Priggen 

Katherina Reiche 

Gunda Röstel 

Andreas Scheidt 

Prof. Dr. Hans Joachim Schellnhuber 

Christiane Schönefeld (ab 22. August 2018) 

Dr. Eric Schweitzer 

Michael Vassiliadis 

Prof. Dr. Ralf Wehrspohn 

Prof. Dr. Hubert Weiger 

Hannelore Wodtke 

Zudem wurden drei Mitglieder des Deutschen Bundestages als Personen mit Rede- aber ohne 

Stimmrecht benannt: 

Andreas G. Lämmel, MdB 

Dr. Andreas Lenz, MdB 

Dr. Matthias Miersch, MdB 

Ebenfalls als Personen mit Rede- aber ohne Stimmrecht nahmen Vertreterinnen und Vertreter der 

Bundesländer Brandenburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Saarland, Sachsen und Sachsen-

Anhalt an den Kommissionssitzungen teil. 

Darüber hinaus hat die Bundesregierung die Arbeit der Kommission umfassend unterstützt. Die 

Kommission wurde von einem Staatssekretärsausschuss begleitet, der sich aus Vertreterinnen und 

Vertretern des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie (BMWi), des Bundesministeriums für 

Umwelt, Naturschutz und Nukleare Sicherheit (BMU), des Bundesministeriums des Innern, für Bau 

und Heimat (BMI) und des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales (BMAS) zusammensetzte. Das 

Bundeskanzleramt hatte Gaststatus. 

2.3. Beratungsverlauf und Sachverständige   

Die Kommission α²ŀŎƘǎǘǳƳΣ {ǘǊǳƪǘǳǊǿŀƴŘŜƭ ǳƴŘ .ŜǎŎƘŅŦǘƛƎǳƴƎά hat sich am 26. Juni 2018 in einer 

ersten Sitzung konstituiert. Es folgten 9 Sitzungen etwa im monatlichen Rhythmus bis zur 

Abschlusssitzung am 25.01.2019 (vgl. Sitzungsplan, Anhang 2). In den ersten Sitzungen hat die 

Kommission Sachverständige aus Bund, Ländern, Wirtschaft, Gewerkschaften, Wissenschaft und 

Zivilgesellschaft angehört. Eine Liste der angehörten Sachverständigen findet sich im Anhang 3. 
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Zusätzlich zu den Sitzungen in Berlin hat die Kommission drei Fahrten in die Braunkohlereviere 

unternommen. Am 24. September 2018 hat die Kommission das Mitteldeutsche Revier, am 

11. Oktober 2018 das Lausitzer Revier und am 24. Oktober 2018 das Rheinische Revier besucht. Dort 

haben die Kommissionsmitglieder mit Vertreterinnen und Vertretern der jeweiligen 

Landesregierungen und aus Kommunen, regionalen Unternehmen, Hochschulen, Kirchen und 

Bürgerinitiativen diskutiert (vgl. Programm der drei Revierfahrten, Anhang 4). 

2.4. Bewertungsmaßstäbe  

Umweltverträglichkeit, Versorgungssicherheit, Wirtschaftlichkeit (Bezahlbarkeit, 

Wettbewerbsfähigkeit), Energieinfrastruktur, Planungs- und Rechtssicherheit 

Aus Sicht der Kommission α²ŀŎƘǎǘǳƳΣ {ǘǊǳƪǘǳǊǿŀƴŘŜƭ ǳƴŘ .ŜǎŎƘŅŦǘƛƎǳƴƎά sind folgende 

Bewertungsmaßstäbe wesentlich, um die sukzessive Reduzierung und Beendigung der 

Kohleverstromung im Einklang mit dem energiepolitischen Zieldreieck zu gestalten. Das 

ausgewogene energiepolitische Zieldreieck aus Umweltverträglichkeit, Versorgungssicherheit und 

Wirtschaftlichkeit ist der zentrale Orientierungspunkt der Kommission. Dabei stellt die Reihenfolge 

der Nennung keine Priorisierung dar. Aus Sicht der Kommission sind alle Punkte gleichrangig: 

¶ Die Energieversorgung ist klima- und umweltverträglich. Mit der schrittweisen 

Reduzierung und Beendigung der Kohleverstromung leistet Deutschland einen Beitrag 

zur Umsetzung des Pariser Klimaschutzabkommens. Die Energiewirtschaft erreicht ihr 

Sektorziel aus dem Klimaschutzplan 2050 der Bundesregierung für das Jahr 2030 und 

leistet einen Beitrag dazu, die Lücke zum 40 Prozent-Reduktionsziel so weit wie möglich 

zu schließen. Für die Klimawirkung ist der Umfang der kumulierten 

Treibhausgasemissionen maßgeblich.  

¶ Alle Sektoren leisten einen angemessenen Beitrag. Der Umbau zu einer 

treibhausgasneutralen Gesellschaft ist ein Gemeinschaftswerk, zu dem alle Sektoren 

gemäß Klimaschutzplan 2050 einen angemessenen Beitrag leisten müssen. Dies ist nicht 

nur ein Gebot der Ausgewogenheit, sondern auch der Kosteneffizienz, um die Klimaziele 

zu vertretbaren volkswirtschaftlichen Kosten zu erreichen.  

¶ Die Energieversorgung ist und bleibt sicher. Eine sichere Energieversorgung ist Grundlage 

unseres Wirtschaftsstandorts. Versorgungssicherheit bedeutet, dass die Versorgung zu 

jedem Zeitpunkt verlässlich, bedarfsgerecht und in der notwendigen Qualität erfolgt. 

Neben einer sicheren Stromversorgung ist auch die zuverlässige Versorgung mit Wärme 

und Kraftstoffen essenziell für Industrie, Kommunen und Bürgerinnen und Bürger.  

¶ Die Energieversorgung ist bezahlbar und preiswürdig, die Energiepreise sind angemessen 

und verlässlich. International wettbewerbsfähige Strompreise sichern den Wirtschafts- 

und Industriestandort Deutschland. Auch die Bürgerinnen und Bürger erwarten, dass ihre 

Stromrechnung bezahlbar bleibt. Gleiches gilt schließlich für die Belastung durch 

Entgelte, Abgaben und Umlagen. 

¶ Deutschland bleibt ein hochattraktiver Standort. Industrie und Wirtschaft sind das 

Fundament für Wachstum, Wohlstand und Arbeitsplätze. In Zeiten von Finanz- und 

Wirtschaftskrisen hat sich dieses Fundament bewehrt. Zugleich müssen sich zahlreiche 

energieintensive Branchen international behaupten. Deren Wertschöpfung ist oft eng mit 

der Energiewirtschaft und den Wertschöpfungsketten weiterer Branchen verflochten. Bei 

Entscheidungen über die Reduzierung und Beendigung der Kohleverstromung und der 

Gestaltung flankierender Maßnahmen werden diese Abhängigkeiten bedacht. 
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¶ Die Energieinfrastruktur ist für zukünftige Anforderungen gewappnet. Dazu gehören 

ausreichende Kraftwerkskapazitäten sowie ausreichende, auch regionale 

Netzkapazitäten, um Versorgungszuverlässigkeit und Systemsicherheit zu gewährleisten. 

Wesentliche Elemente sind die Modernisierung und Digitalisierung sowie der weitere 

bedarfsgerechte Ausbau der Stromnetze, der Gasinfrastruktur, der Speicherkapazitäten 

und der Nachfrageflexibilität. Auch die Fern- und Nahwärmenetzinfrastruktur wird 

bedarfsgerecht ausgebaut. 

¶ Deutsche Unternehmen nutzen die Chancen, die sich bieten. Der weltweite Umbau der 

Energiesysteme zu dezentraleren, digitalisierten und flexibleren Lösungen bietet für ein 

exportorientiertes Hochtechnologieland wie Deutschland mannigfaltige Möglichkeiten ς 

nicht nur bei erneuerbaren Energien, sondern auch bei Speicher- und 

Effizienztechnologien oder beim Netzbetrieb. Wo nötig und volkswirtschaftlich sinnvoll, 

werden die regulatorischen Rahmenbedingungen angepasst, um neue innovative 

Geschäftsmodelle zu ermöglichen. 

¶ Neue Wertschöpfung im Energiesektor: Technologiekompetenz und Innovationsfähigkeit 

werden aufgebaut sowie der Einsatz von erneuerbaren Energien, Speichern und grünem 

Wasserstoff (Power-to-Gas) als Zukunftstechnologien in den betroffenen Regionen 

gestärkt.  

¶ Rechtssicherheit schafft Planbarkeit für die Unternehmen der Energiewirtschaft. 

Eigentumsrechte werden gewahrt. Rechtssicherheit führt insbesondere für die 

energiewirtschaftlichen Akteure zu langfristiger Planbarkeit. Daher sind die empfohlenen 

Maßnahmen verfassungs-, europa- und EU-beihilferechtskonform, also rechtssicher, 

umzusetzen.  

¶ Die Maßnahmen schaffen Planungs- und Rechtssicherheit für alle Betroffenen. Vom 

weiteren Verlauf des Braunkohlenbergbaus und der Kohleverstromung ist eine Vielzahl 

von Menschen betroffen. Dies reicht von den Beschäftigten in den unterschiedlichen 

Unternehmen bis zu den Anwohnerinnen und Anwohnern von Tagebauen, die vom 

Tagebaubetrieb sowie gegebenenfalls von Umsiedlungen betroffen wären oder sind. Ein 

transparenter, verlässlicher und rechtssicher ausgestalteter Pfad für die schrittweise 

Reduzierung und Beendigung der Kohleverstromung kann helfen, die Unsicherheiten und 

Verunsicherungen in den verschiedenen Bereichen der Lebensplanungen für diese 

Betroffenen weitgehend abzubauen. 

¶ Regelmäßige Überprüfung vereint Flexibilität und Planbarkeit. Einerseits verlangen 

Investoren, Arbeitskräfte und andere Betroffene Planbarkeit. Andererseits ist der Prozess 

der schrittweisen Reduzierung und Beendigung der Kohleverstromung mit erheblichen 

wirtschaftlichen, technischen, politischen, sozialen und rechtlichen Unsicherheiten 

behaftet. Um allen Belangen ausgewogen Rechnung zu tragen, werden die Auswirkungen 

der Reduzierung und Beendigung der Kohleverstromung fortlaufend überwacht und in 

regelmäßigen Abständen überprüft, um gegebenenfalls konsequent nachzusteuern. 

¶ Die Beendigung der Kohleverstromung in Deutschland ist eng verzahnt mit 

Entwicklungen auf europäischer und internationaler Ebene. Die Ausgestaltung 

berücksichtigt Wechselwirkungen, die sich etwa im Rahmen des EU-Emissionshandels 

und im Energiebinnenmarkt ergeben, und berücksichtigt Entwicklungen in der 

europäischen und internationalen Klimapolitik. Die Umsetzung erfolgt zudem in enger 

Abstimmung mit den europäischen Nachbarländern. 
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Strukturentwicklung, Vermeidung von Strukturbrüchen, Sicherung der Wertschöpfung, neue 

Perspektiven für Innovation, neue Geschäftsmodelle und sozialer Zusammenhalt  

Der Einsetzungsbeschluss gibt der Kommission α²ŀŎƘǎǘǳƳΣ {ǘǊǳƪǘǳǊǿŀƴŘŜƭ ǳƴŘ .ŜǎŎƘŅŦǘƛƎǳƴƎά 

ŦƻƭƎŜƴŘŜƴ !ǳŦǘǊŀƎΥ αaƛǘ ŘŜǊ ¦ƳǎŜǘȊǳƴƎ ŘŜǎ Klimaschutzplanes wird sich der Strukturwandel in vielen 

Regionen und Wirtschaftsbereichen beschleunigenΣ ƛƴǎōŜǎƻƴŘŜǊŜ ƛƳ {ŜƪǘƻǊ ŘŜǊ 9ƴŜǊƎƛŜŜǊȊŜǳƎǳƴƎΦ 

5ƛŜ ŘŀƳƛǘ ŜƛƴƘŜǊƎŜƘŜƴŘŜƴ ±ŜǊŅƴŘŜǊǳƴƎŜƴ ŘǸǊŦŜƴ ƴƛŎƘǘ ŜƛƴǎŜƛǘƛƎ Ȋǳ [ŀǎǘŜƴ ŘŜǊ 

ƪƻƘƭŜǎǘǊƻƳŜǊȊŜǳƎŜƴŘŜƴ wŜƎƛƻƴŜƴ ƎŜƘŜƴΣ ǎƛŜ ƳǸǎǎŜƴ ǾƛŜƭƳŜƘǊ /ƘŀƴŎŜƴ ŦǸǊ ŜƛƴŜ ƴŀŎƘƘŀƭǘƛƎŜ 

ǿƛǊǘǎŎƘŀŦǘƭƛŎƘŜ 5ȅƴŀƳƛƪ Ƴƛǘ ǉǳŀƭƛǘŀǘƛǾ ƘƻŎƘǿŜǊǘƛƎŜǊ .ŜǎŎƘŅŦǘƛƎǳƴƎ ŜǊǀŦŦƴŜƴΦ 5ƛŜǎŜ ǿƻƭƭŜƴ ǿƛǊ ŀƪǘƛǾ 

ƴǳǘȊŜƴ ǳƴŘ ǎƻ {ǘǊǳƪǘǳǊōǊǸŎƘŜ ǎƻǿƛŜ 9ƛƴǎŎƘǊŅƴƪǳƴƎŜƴ ŘŜǊ ƛƴǘŜǊƴŀǘƛƻƴŀƭŜƴ Wettbewerbsfähigkeit 

ǾŜǊƳŜƛŘŜƴΦά 

In diesem Sinne formuliert die Kommission folgende Kriterien für die erfolgreiche Gestaltung von 

Strukturentwicklung und für die Vermeidung von Strukturbrüchen in den betroffenen Regionen. Ihr 

Ziel ist die Entwicklung der Braunkohleregionen zu europäischen Modellregionen für die erfolgreiche 

Transformation im politisch begründeten Strukturwandel. Dabei stellt die Reihenfolge der Nennung 

auch hier keine Priorisierung dar. Aus Sicht der Kommission sind alle Punkte gleichrangig: 

¶ Eine gelungene Strukturentwicklung leistet einen wichtigen Beitrag zur Sicherung der 

freiheitlich demokratischen Grundordnung. 

¶ Strukturentwicklung ist vorausschauend und richtet sich gleichermaßen an den Zielen der 

wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit, Umwelt- und Klimaschutz, sozialem Zusammenhalt, 

kultureller Identität und der Lebensqualität in den Regionen für alle Menschen aus. 

¶ Die Menschen und Akteure in den betroffenen Regionen gestalten den Strukturwandel in 

ihrer Heimat durch ihr Engagement und ihre Ideen. Die Politik unterstützt diese 

Entwicklung und belässt die notwendigen Freiräume.  

¶ Strukturentwicklung ist eine langfristige gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Sie liegt in der 

gemeinsamen Verantwortung von Bund, Ländern und Kommunen sowie den Sozialpart-

nern, Unternehmen und Menschen vor Ort und wird von diesen gemeinsam gestaltet 

und getragen.  

¶ Strukturentwicklung erfolgt sozialverträglich. Sie sichert bestehende, hochwertige, 

mitbestimmte Arbeitsplätze oder schafft neue, hochwertige und zukunftssichere 

Arbeitsplätze. Langfristig gebraucht werden Arbeitsplätze aller Qualifikationsstufen. 

Damit wird eine positive Beschäftigungsbilanz sichergestellt.  

¶ Strukturentwicklung macht die Regionen zukunftsfähig und eröffnet ihnen neue 

Perspektiven. Sie unterstützt die Regionen dabei, sich für die Zukunft neu aufzustellen 

und sich bietende Chancen zu nutzen. Die Regionen werden damit zu Vorreitern für 

einen gelungenen Strukturwandel und beispielgebend für den Transformationsprozess in 

Europa hin zu einer weitgehend klimaneutralen Industriegesellschaft. 

¶ Betriebsbedingte Kündigungen werden verhindert und den Beschäftigten entstehen 

keine unbilligen sozialen und ökonomischen Nachteile.  

¶ Die mit einer Beendigung der Kohleverstromung verbundenen Effekte auf den 

Wirtschaftsstandort Deutschland, beispielsweise mit Blick auf die Verbundindustrien und 

vor Ort bestehende Wertschöpfungsketten, sollen so weit wie möglich vermieden und 

ansonsten kompensiert werden. Die wirtschaftliche Weiterentwicklung soll auf den 

bestehenden Industriekernen aufbauen.  
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¶ Parallel zur Weiterentwicklung bestehender Wertschöpfungsketten werden neue und 

innovative Wertschöpfungsketten geknüpft, wobei auf in den Revieren bestehende 

Stärken aufgebaut und die Entwicklung neuer Wertschöpfungsketten gefördert wird. 

Investitionen in eine moderne Infrastruktur dürfen nicht allein bestehende Lücken zum 

bundesdeutschen Durchschnitt schließen, sondern setzen auch neue Standards. 

Attraktive infrastrukturelle Bedingungen sind Grundvoraussetzung für private 

Investitionen. 

¶ Soziale wie kulturelle Infrastrukturen werden im Strukturwandel gesichert und 

weiterentwickelt.  

¶ Strukturentwicklung muss auf die Besonderheiten der Regionen eingehen. Sie 

berücksichtigt die unterschiedlichen Ausgangslagen und Perspektiven der Reviere und 

folgt revierspezifischen Strategien. Strukturentwicklung unterstützt und stärkt die 

kulturelle Identität der Regionen. Die kurz-, mittel- und langfristigen Dimensionen der 

Strukturentwicklung sind ausgewogen zu berücksichtigen. 

¶ Der Prozess des Strukturwandels selbst schafft Vertrauen in Veränderung und neue 

Identifikation. 

¶ Monitoring und professionelle Steuerung ermöglichen Anpassungen im Prozess des 

Strukturwandels. 

¶ Die Gestaltung des Strukturwandels erfordert gleichermaßen Respekt vor den Motiven, 

die der Energiewende zugrunde liegen, sowie auch Respekt vor den Menschen, die vom 

Strukturwandel in besonderer Weise betroffen sind, und ihren Lebensleistungen.  

¶ Die bestehenden strukturpolitischen Instrumente dienen insbesondere der Angleichung 

strukturschwacher Regionen an strukturstarke Regionen und leisten einen Beitrag zur 

Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse. Ein klimapolitisch forcierter 

Strukturwandel erfordert deshalb nennenswerte zusätzliche strukturpolitische 

Fördermaßnahmen. Diese müssen bedarfsgerecht finanziert werden. Neben öffentlichen 

Investitionen etwa in die soziale, kulturelle und nachhaltige Verkehrsinfrastruktur sind 

prioritär zielgerichtete Anreize für private, industrielle Investitionen in den Revieren und 

an Kraftwerksstandorten notwendig.  

¶ Die finanzielle Absicherung des Strukturwandels muss die klimapolitisch veranlassten 

Eingriffe in die Energieerzeugung angemessen berücksichtigen.  

¶ Ziel der strukturpolitischen Maßnahmen muss die nachhaltige Weiterentwicklung der 

industriellen Wertschöpfungsketten in Deutschland sein. Es muss das Ziel sein, für die 

sinkende bzw. wegfallende Wertschöpfung aus der Kohle adäquaten Ersatz bei 

Wertschöpfung und Beschäftigung in den Revieren zu schaffen. Ziel ist die nachhaltige 

Modernisierung des Industrielandes Deutschland, die Sicherung und Schaffung 

tarifvertraglich abgesicherter, mitbestimmter Arbeit und eine weitgehend 

treibhausgasneutrale Gesellschaft im Jahr 2050.  

Die Kommission α²ŀŎƘǎǘǳƳΣ {ǘǊǳƪǘǳǊǿŀƴŘŜƭ ǳƴŘ .ŜǎŎƘŅŦǘƛƎǳƴƎά legt ihrer Arbeit die geographische 

Abgrenzung der vier Braunkohlereviere zugrunde, die 2017 zwischen dem 

Bundeswirtschaftsministerium und den betroffenen Ländern abgestimmt wurde. Die Kommission hat 

sich somit bewusst für eine breite Abgrenzung der Reviere entschieden, um auch solche Gebiete zu 

erfassen, die eine enge Verflechtung zur Braunkohlewirtschaft haben. Innerhalb der Reviere kann 

noch nach tatsächlicher Betroffenheit und überregionalen Auswirkungen des Strukturwandels 

differenziert werden.  
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Darüber hinaus war sich die Kommission einig, dass im Ausnahmefall auch Projekte in die Förderung 

aufgenommen werden oder andere Unterstützungsmaßnahmen erhalten können, die nicht im Revier 

selbst liegen, aber für die Entwicklung im Revier hohe Bedeutung haben.  

Region des Lausitzer Reviers Region des Mitteldeutschen Reviers 

Brandenburg: 

Kreis Dahme-Spreewald 

Kreis Elbe-Elster 

Kreis Oberspreewald-Lausitz 

Kreis Spree-Neiße 

Stadt Cottbus 

 

Sachsen: 

Kreis Bautzen 

Kreis Görlitz 

 

Sachsen: 

Stadt Leipzig 

Kreis Leipzig 

Kreis Nordsachsen 

 

Sachsen-Anhalt: 

Burgenlandkreis 

Saalekreis 

Stadt Halle 

Kreis Mansfeld-Südharz 

Kreis Anhalt-Bitterfeld 

 

Thüringen: 

Kreis Altenburger Land 

Region des Helmstedter Reviers Region des Rheinischen Reviers 

Niedersachsen: 

Stadt Braunschweig 

Kreis Helmstedt 

Kreis Wolfenbüttel 

Stadt Wolfsburg  

 

 

Nordrhein-Westfalen: 

Rhein-Kreis Neuss 

Kreis Düren 

Rhein-Erft-Kreis 

Städteregion Aachen 

Kreis Heinsberg 

Kreis Euskirchen 

Stadt Mönchengladbach 

 

 

Ein wesentliches Kriterium für die Entscheidung, welche Steinkohlekraftwerksstandorte 

Strukturhilfen aus gesonderten Mitteln erhalten sollten, ist der Anteil der Steinkohlewirtschaft an 

Beschäftigung und Wertschöpfung vor Ort.1 Hierfür stützt sich die Kommission auf das von ihr in 

                                                           
1
 Die Kommission α²ŀŎƘǎǘǳƳΣ {ǘǊǳƪǘǳǊǿŀƴŘŜƭ ǳƴŘ .ŜǎŎƘŅŦǘƛƎǳƴƎά benutȊǘ ŘŜƴ .ŜƎǊƛŦŦ α{ǘŜƛƴƪƻƘƭŜǿƛǊǘǎŎƘŀŦǘάΣ 

wenn es darum geht, die Beschäftigung und Wertschöpfung durch wirtschaftliche Tätigkeit im Zusammenhang 
mit Steinkohle zu bestimmen. Hierzu zählt sowohl die direkte Beschäftigung und Wertschöpfung in den 
Kraftwerken, als auch die davon abhängige Wertschöpfung und Beschäftigung, beispielsweise in 
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!ǳŦǘǊŀƎ ƎŜƎŜōŜƴŜ DǳǘŀŎƘǘŜƴ α{ǘǊǳƪǘǳǊŘŀǘŜƴ für die Kommission Wachstum, Strukturwandel und 

BeschäŦǘƛƎǳƴƎάΦ2 

Das Gutachten zeigt, dass die Steinkohlewirtschaft in den jeweiligen Kreisen bzw. kreisfreien Städten 

in der Regel eine geringere Bedeutung hat, als dies für die Braunkohle in den Revieren der Fall ist.3 

Allerdings ist das in nicht unerheblichem Ausmaß dadurch zu erklären, dass die Steinkohlewirtschaft 

wesentlich weniger auf bestimmte Gebiete konzentriert ist als die Braunkohlewirtschaft. Vielmehr 

verteilen sich die Steinkohlekraftwerksstandorte über das gesamte Bundesgebiet. Dessen ungeachtet 

spielt die Steinkohlewirtschaft auch in einigen Kreisen eine bedeutende Rolle für Wertschöpfung und 

Beschäftigung. 

Um eine Vergleichbarkeit mit den Braunkohlerevieren herzustellen, empfiehlt die Kommission, 

Strukturhilfen dann zur Verfügung zu stellen, wenn der Anteil der Steinkohlewirtschaft an der 

regionalen Wertschöpfung4 von erheblicher Relevanz ist.5 Steinkohlekraftwerksstandorte sollten 

nach diesem Kriterium Zugang zu den von der Kommission herausgearbeiteten strukturpolitischen 

Maßnahmen und Instrumenten haben, wenn im Rahmen der in Kapitel 4 beschriebenen Maßnahmen 

Kraftwerke an diesen Standorten stillgelegt werden.  

                                                                                                                                                                                     
Vorleistungsindustrien, beim Transport von oder beim Handel mit Steinkohle. Der Begriff 
α{ǘŜƛƴƪƻƘƭŜƪǊŀŦǘǿŜǊƪǎǎǘŀƴŘƻǊǘŜά ōŜȊŜƛŎƘƴŜǘ ŘƛŜ YǊŜƛǎŜ ƻŘŜǊ ƪǊŜƛǎŦǊŜƛŜ {ǘŅŘǘŜΣ ƛƴ ŘŜƴŜƴ ǎich 
Steinkohlekraftwerke befinden. Eine solche Abgrenzung ist notwendig, um beispielsweise den Beitrag der 
Steinkohlewirtschaft zur regionalen Wertschöpfung ausrechnen zu können.  
2
 RWI 2018b. 

3
 Siehe Tabelle 5.1 in RWI 2018b; vergleiche insbesondere die Darstellung der Reviere in Kapiteln 3.4 bzw. 5.1.1 

bis 5.1.4 
4
 Als Maßstab wird hier die Wertschöpfung in den jeweiligen Kreisen bzw. kreisfreien Städten mit 

Steinkohlekraftwerksstandorten herangezogen. Vergleiche auch RWI 2108b sowie die Volkswirtschaftliche 
Gesamtrechnung der Länder (VGRdL), dort Bruttowertschöpfung auf Kreisebene.  
5
 Die Beurteilung der erheblichen Relevanz sollte sich an sachlichen Kriterien orientieren. Hierzu eignet sich 

beispielsweise der Anteil der Steinkohlekraftwerke an der regionalen Wertschöpfung. Als Vergleichsmaßstab 
kann zum Beispiel die Situation in den Braunkohlerevieren herangezogen werden: Sofern man die besondere 
Situation des Helmstedter Reviers außen vor lässt, ist der Anteil der Braunkohle an der regionalen 
Wertschöpfung am geringsten im Mitteldeutschen Revier. Dort beträgt er 0,9 % - siehe auch Kapitel 5.1.4.  
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3. Ausgangslage  

Die Emissionen der Energiewirtschaft6 sind seit dem Jahr 2013 stark rückläufig. Bis zum Jahr 2017 ist 

eine Emissionsminderung von 29 % gegenüber 1990 zu verzeichnen. Einen großen Beitrag lieferte die 

Braunkohle. 1990 betrugen die Emissionen in der Energiewirtschaft aus Braunkohle noch 

237 Mio. t CO2. Bis 2017 sind die Emissionen in der Energiewirtschaft auf 155 Mio. t CO2 (-35 %) 

zurückgegangen. Bis 2020 sollen die Emissionen durch die Sicherheitsbereitschaft um weitere 

12,5 Mio. t CO2 zurückgehen. Auch in den Einsatzbereichen jenseits der Energiewirtschaft 

(Hausbrand, Industrie, etc.) trägt die Braunkohle substantiell zu Emissionsminderungen bei. In diesen 

Bereichen gingen die Emissionen aus der Braunkohlenutzung vor allem durch 

Energieträgersubstitution von 102 Mio. t CO2 im Jahr 1990 auf etwa 10 Mio. t CO2 im Jahr 2017, das 

heißt um etwa 90 %, zurück. 

Die aktuell vorliegenden Studien gehen davon aus, dass bis 2030 die Emissionen der 

Energiewirtschaft auch ohne zusätzliche Maßnahmen signifikant sinken werden. Dies liegt unter 

anderem daran, dass ein Teil der Kohlekraftwerke, die heute am Markt sind, vom Netz gehen 

werden. Sie werden ihre technische Lebensdauer erreichen und bei steigenden CO2-Zertifikate- und 

Brennstoffpreisen, zunehmender Einspeisung von Strom aus erneuerbaren Energien und 

verschärften Umweltauflagen voraussichtlich nicht mehr wirtschaftlich betrieben werden können.7 

Die meisten Untersuchungen gehen jedoch davon aus, dass allein dadurch die Treibhausgas-

Emissionen der Energiewirtschaft nicht ausreichend sinken werden, um das Sektorziel 2030 (175 bis 

183 Mio. t CO2, vgl. Kapitel 3.1., Nationale Ziele, Abbildung 1) zu erreichen.  

Um das Sektorziel 2030 zu erreichen, müssen die Emissionen in der Energiewirtschaft weiter sinken. 

2016 betrugen die Emissionen der Kohlekraftwerke rund 256 Mio. t CO2. Dies macht 28 % der 

Gesamtemissionen Deutschlands aus. Davon entfallen 5,7 Mio. t CO2 auf die Industriekraftwerke und 

250 Mio. t CO2 auf die Kraftwerke Energiewirtschaft.8 Die Kohlekraftwerke machten damit etwa 70 % 

der gesamten Emissionen der Energiewirtschaft (343 Mio. t im Jahr 2016) aus. Im Jahr 2017 sanken 

die Emissionen der Kohlekraftwerke deutlich. Nach Angaben der AG Energiebilanzen9 ist die gesamte 

Steinkohlenutzung im Jahr 2018 um 11,2 % gegenüber dem Vorjahr gesunken, die 

Braunkohlenutzung um 1,9 %. Für das Jahr 2018 geht die AG Energiebilanzen nach vorläufigen 

Berechnungen von einem Rückgang der energiebedingten CO2-Emissionen in einer Größenordnung 

von reichlich 6 % aus.10  

Bis 2030 werden die Emissionen der Gaskraftwerke tendenziell steigen. Zur Aufrechterhaltung der 

Versorgungssicherheit auf dem heutigen hohen Niveau benötigt Deutschland absehbar in adäquatem 

Umfang gesicherte Kraftwerksleistung. Zugleich darf der Einsatz der Kraftwerke wegen der Klimaziele 

nur geringe CO2-Emissionen verursachen. Nach dem aktuellen Stand der Technik können dies am 

besten Gaskraftwerke leisten. Zudem nutzen Kraft-Wärme-Kopplung-Anlagen (KWK) für die 

                                                           
6
 Die Emissionen der Energiewirtschaft in der Abgrenzung des Klimaschutzplans umfassen Emissionen aus 

Kraftwerken, Heizkraftwerken und Fernheizwerken der Energiewirtschaft, Raffinerien, Anlagen für die 
Braunkohleveredelung und Kokereien sowie diffuse und punktbezogene Emissionsquellen der Öl- und 
Gasförderung und der Verteilung und des Transports von Erdgas. 
7
 Boston Consulting Group und Prognos (2018): Klimapfade für Deutschland; Löschel, Andreas (2018): 

Bedeutung der Klimaziele für die Kohleverstromung in Deutschland und das übrige Stromerzeugungssystem. 
Präsentation zur Sitzung der Kommission α²ŀŎƘǎǘǳƳΣ {ǘǊǳƪǘǳǊǿŀƴŘŜƭ ǳƴŘ .ŜǎŎƘŅŦǘƛƎǳƴƎά am 23. August 2018. 
8
 Antwort der Bundesregierung auf Frage 2a der Kommission α²ŀŎƘǎǘǳƳΣ {ǘǊǳƪǘǳǊǿŀƴŘŜƭ ǳƴŘ .ŜǎŎƘŅŦǘƛƎǳƴƎά 

vom 21. August 2018; Öko-Institut (2018): Sektorale Abgrenzung der deutschen Treibhausgasemissionen mit 
einem Schwerpunkt auf die verbrennungsbedingten CO2-Emissionen. 
9
 Pressemitteilung AG Energiebilanzen 5/2018. 

10
 Pressemitteilung AG Energiebilanzen 5/2018. 
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industrielle Prozesswärmeversorgung und die kommunale Wärmeversorgung zunehmend Gas.11 

Voraussetzung hierfür sind allerdings entsprechende marktliche und regulatorische 

Rahmenbedingungen. In den vorliegenden Studien variiert je nach getroffenen Annahmen die daraus 

resultierende installierte Kohleleistung im Jahr 2030. Letztere liegt zwischen 14 und 21 GW.12 Dies 

bedeutet, dass eine Verringerung der Emissionen aus Kohlekraftwerken zur Erreichung des 2030-Ziels 

notwendig wird. 

3.1. Klimapolitische Ausgangslage  

Globale Entwicklung und völkerrechtliche Einordnung 

Die mittlere Oberflächentemperatur der Erde hat sich gegenüber dem vorindustriellen Niveau bereits 

um ca. 1°C erhöht.13 Ursächlich hierfür sind Treibhausgasemissionen (insbesondere CO2), die 

wiederum durch menschliche Aktivitäten, wie das Verbrennen der fossilen Energieträger Kohle, Erdöl 

und Erdgas sowie Industrieprozesse, Landwirtschaft und Landnutzungsänderungen, entstehen. Diese 

Entwicklung bezeichnet man als anthropogene Erderwärmung; sie hat sich seit den 1970er-Jahren 

beschleunigt. 

Der Weltklimarat (Intergovernmental Panel on Climate Change; IPCC) stellt in seinem fünften 

Sachstandsbericht ŦŜǎǘΣ Řŀǎǎ ōŜƛ ǳƴƎŜōǊŜƳǎǘŜƴ 9ƳƛǎǎƛƻƴǎǘǊŜƴŘǎ όαBusiness as Usualάύ ŘƛŜ 

anthropogene Erderwärmung bis Ende dieses Jahrhunderts 4°C oder mehr betragen könnte. Mit 

dieser Umweltveränderung würden massive Schäden und Risiken für Wirtschaft und Gesellschaft 

einhergehen. Und zwar nicht nur in den besonders verwundbaren Entwicklungsländern,14 sondern 

auch in den Industrieländern mit bisher noch gemäßigtem Klima. Die Folgen des Klimawandels sind in 

Deutschland bereits heute spürbar.15 Die Zahl extremer Wetterereignisse in Deutschland hat sich in 

den letzten 50 Jahren mehr als verdoppelt. Wissenschaftliche Studien zeigen, dass infolge der 

anthropogenen Erderwärmung Wetterextreme zunehmen, sowohl mit Bezug auf Trockenheit und 

Hitze, als auch auf Starkniederschläge.16 

Im Oktober 2018 legte der IPCC ein Sondergutachten vor, das die Begrenzung der anthropogenen 

Erderwärmung auf 2°C bzw. 1,5°C miteinander vergleicht ς sowohl hinsichtlich der Auswirkungen als 

auch der für die Zielerreichung notwendigen Maßnahmen. Dieses Gutachten macht zum einen 

deutlich, dass die negativen Folgen des Klimawandels beim Halten der 1,5°C-Linie signifikant milder 

ausfallen würden als bei einem Temperaturanstieg um 2°C. Der IPCC stellt zum anderen klar, dass in 

jedem Fall eine rasche Umstellung zu einer treibhausgasneutralen Gesellschaft erforderlich ist, 

möglichst durch Halbierung der globalen Treibhausgasemissionen in jeder der nächsten Dekaden.17 

                                                           
11

 Boston Consulting Group und Prognos (2018): Klimapfade für Deutschland; dena (2018): dena-Leitstudie 
Integrierte Energiewende. Frontier Economics (2018): Strompreiseffekte eines Kohleausstiegs. 
12 Nicht alle der vorgelegten Berechnungen erreichen die Sektorziele 2030 des Klimaschutzplans. So stammen 

die obere und untere Bandbreite (14 und 21 GW) aus der BCG/Prognos-{ǘǳŘƛŜ αYƭƛƳŀǇŦŀŘŜ ŦǸǊ 5ŜǳǘǎŎƘƭŀƴŘάΣ 
wobei hier zum einen eine leicht vom Klimaschutzplan abweichende Sektorenabgrenzung vorgenommen 
wurde, und zum anderen die Sektorziele über- (14 GW) bzw. untererfüllt (21 GW) werden.  
13

 IPCC (2013): Working Group I Contribution to the IPCC Fifth Assessment Report, Climate Change 2013: The 
Physical Science Basis. Summary for Policymakers. 
14

 Weltbank (2013): Turn down the heat: climate extremes, regional impacts, and the case for resilience. 
15

 Brasseur, Guy P., et al. (Hrsg.) (2017): Klimawandel in Deutschland. Entwicklung, Folgen, Risiken und 
Perspektiven. Berlin, Heidelberg: Springer. 
16

 Michael E. Mann, Stefan Rahmstorf, Kai Kornhuber, Byron A. Steinman, Sonya K. Miller, Stefan Petri, Dim 
Coumou (2018): Projected changes in persistent extreme summer weather events: The role of quasi-resonant 
amplification. Science Advances, Vol. 4, no. 10; D. Coumou, G. Di Capua, S. Vavrus, L. Wang, S. Wang (2018): 
The influence of Arctic amplification on mid-latitude summer circulation. Nature Communications 
17

 J. Rockström et al. (2017). Science, 355(6331), 1269-1271. 
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Eine neuere Publikation unterstreicht diese Einschätzung und weist zudem darauf hin, dass ohne eine 

dramatische Reduktion der Emissionen die Erde sogaǊ ƛƴ ŜƛƴŜ αIŜƛǖȊŜƛǘά ƎŜǎǘƻǖŜƴ ǿŜǊŘŜƴ ƪǀƴƴǘŜ ς 

mit 5-6°C höheren Mitteltemperaturen und einem Meeresspiegelanstieg von 10 bis 60 Meter.18 

Bei der UN-Klimakonferenz in Paris im Dezember 2015 haben sich 197 Staaten der 

Klimarahmenkonvention auf ein neues, globales Klimaschutzabkommen geeinigt.19 Deutschland und 

die Europäische Union haben das Abkommen am 5. Oktober 2016 ratifiziert. Das Abkommen ist im 

November desselben Jahres in Kraft getreten. Mit dem Abkommen von Paris haben sich die Staaten 

verpflichtet, die Erderwärmung im Vergleich zum vorindustriellen Zeitalter auf deutlich unter 2°C zu 

begrenzen und Anstrengungen vorzunehmen, um den Anstieg der Durchschnittstemperatur auf 1,5°C 

zu begrenzen.20 Die Minderung, die sich aus den bisher vorliegenden nationalen Beiträgen 

(Nationally Determined Contributions, NDCs) ergibt, ist jedoch nicht ausreichend, um die Ziele des 

Abkommens zu erreichen, sondern läuft auf eine Erwärmung von über 3°C heraus.21 Das Abkommen 

von Paris sieht deshalb einen Mechanismus vor, nach dem alle Vertragsstaaten regelmäßig ein 

aktualisiertes NDC einreichen müssen. Dieses wird einen Fortschritt gegenüber dem vorherigen NDC 

darstellen und den höchstmöglichen Ambitionsgrad widerspiegeln.22 Dieser Mechanismus greift 

erstmalig auf der UN-Klimakonferenz 2018 im polnischen Katowice (facilitative dialogue) und dann 

alle fünf Jahre (global stocktake). Dabei werden die NDCs bisher von den jeweiligen Vertragsparteien 

in Eigenverantwortung formuliert, folgen keinem einheitlichen Standard und werden nicht im 

internationalen Rahmen aufeinander abgestimmt. Auf der UN-Klimakonferenz 2018 ist die 

Verabschiedung eines entsprechenden Regelwerks erfolgt. 

Für die Begrenzung der globalen Temperatur sind die kumulierten CO2-Emissionen, das heißt die 

Menge der Emissionen, die sich über die Zeit in der Atmosphäre ansammeln, maßgeblich.23 Aus dem 

Pariser Klimaziel (Begrenzung des Temperaturanstiegs auf deutlich unter 2°C, möglichst 1,5°C) kann 

ein global verbleibendes Emissionsbudget abgeleitet werden. Ein Budget bedeutet: Die Emittenten 

verfügen nur noch über eine begrenzte freie Menge an CO2-Emissionen für die kommenden 

Jahrzehnte. Innerhalb dieses Rahmens können unterschiedliche Wege beschritten werden. Das 

Ambitionsniveau für die Verringerung der Emissionen zu Beginn des Pfads entscheidet über das 

verbleibende Emissionsbudget im weiteren Verlauf. Werden zu Beginn des Pfads vergleichsweise 

viele Emissionen ausgestoßen, verbleibt im weiteren Verlauf nur noch ein geringes Emissionsbudget. 

Werden umgekehrt am Anfang die CO2-Emissionen stark verringert, können die 

Emissionsreduktionen später geringer ausfallen. Aus dem Pariser Abkommen ergibt sich jedoch keine 

völkerrechtliche Verpflichtung der Vertragsparteien, eigene Budgets festzulegen. 

                                                           
18

 Will Steffen, Johan Rockström, Katherine Richardson et al. 2018. Trajectories of the Earth System in the 
Anthropocene. Proceedings of the National Academy of Sciences of the United States of America. 
19

 Die USA haben ihren Austritt aus dem Abkommen angekündigt. Die EU und andere große Emittenten haben 
sich zu den Zielen bekannt. Auch große Bundesstaaten der USA und andere gesellschaftliche Akteure in den 
USA haben abgekündigt, dass sie sich den Zielen des Abkommens weiterhin verpflichtet fühlen und 
entsprechende Maßnahmen ergreifen wollen. 
20

 Übereinkommen von Paris (Paris Accord, PA). Abrufbar unter 
https://www.bmu.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Klimaschutz/paris_abkommen_bf.pdf . 
21

 Siehe Climate Action Tracker (2018), For the Talanoa dialogue: Input from the Climate Action Tracker. April 
2018: New Climate Institute, Ecofys, Climate Analytics. 
22

 vgl. Art. 4.9 PA "Each party shall communicate an NDC every five years", Art. 4.3 PA "each Party's successive 
NDC will represent a progression beyond the Party's then current NDC and reflect its highest possible 
ŀƳōƛǘƛƻƴΦέ 
23

 Edenhofer, Ottmar (2018): Internationale, europäische und nationale klimapolitische Rahmenbedingungen. 
Präsentation zur Sitzung der Kommission α²ŀŎƘǎǘǳƳΣ {ǘǊǳƪǘǳǊǿŀƴŘŜƭ ǳƴŘ .ŜǎŎƘŅŦǘƛƎǳƴƎά am 13. Juli 2018; 
IPCC (2018): Global Warming of 1.5 °C, Summary for Policymakers, Abschnitt C 1.3. 

https://www.bmu.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Klimaschutz/paris_abkommen_bf.pdf
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Um ein solches Budget zu definieren, gibt es sehr unterschiedliche Ansätze. Auch müssen 

weitreichende Annahmen getroffen werden. Inwieweit ein globales Budget auf die einzelnen 

Regionen der Welt herunter gebrochen werden kann, ist nicht entschieden und lässt sich nicht 

eindeutig beantworten. In der Literatur wird eine breite Spanne möglicher Ansätze diskutiert.24 

Dennoch zeigt sich, dass unabhängig von den Verteilungskriterien die geplanten Anstrengungen 

weltweit verstärkt werden müssen, um die Klimaziele aus dem Pariser Abkommen einzuhalten. 

Europäische Entwicklung und Emissionshandel 

Auch die Europäische Union trägt zum internationalen Klimaschutz bei. Im Rahmen ihrer Energie- 

und Klimapolitik hat sich die Europäische Union zum Ziel gesetzt, die europaweiten 

Treibhausgasemissionen bis 2030 um mindestens 40 % gegenüber 1990 zu verringern.25 Diese 

Verpflichtung hat sie auch als Beitrag zum Abkommen von Paris eingereicht.26 Langfristiges Ziel ist es, 

bis 2050 die jährlichen europäischen Treibhausgasemissionen im Vergleich zu 1990 um 80 bis 95 % zu 

senken. 

Der Regulierungsrahmen der EU unterscheidet zwischen den Emissionen, die vom EU-

Emissionshandel erfasst werden (Energiewirtschaft und energieintensive Industrien), und den 

Emissionen aus den Sektoren Verkehr, Gebäude und Landwirtschaft, Abfall, Gewerbe und nicht über 

den EU-ETS erfasste Industrie. Letztere fallen unter die sogenannte Effort Sharing Regulation.  

Der europäische Emissionshandel (EU-ETS) wurde 2005 eingeführt. Er ist ein zentrales Instrument, 

um die Ziele der Europäischen Union zu erreichen. Der EU-ETS setzt eine Grenze für die zulässigen 

CO2-Emissionen der erfassten Anlagen. Um CO2 ausstoßen zu dürfen, müssen diese Anlagen 

entsprechende Zertifikate abgeben. Dadurch bildet sich ein Preis für CO2-Emissionen. Der Preis für 

CO2-Zertifikate im EU ETS bewegte sich lange auf einem vergleichsweisen niedrigen Niveau. Auf dem 

Tiefpunkt im Jahr 2013 wurden nur 2,46 Euro/t  CO2 gezahlt, noch vor einem Jahr im September 2017 

knapp 7 Euro/t  CO2. Seit Anfang 2018 ist der Preis im Kontext der Festlegung der Regelungen für die 

vierte Handelsperiode (2021-2030) stark gestiegen und hat sich von Oktober 2017 bis Ende 2018 auf 

etwa 20 Euro verdreifacht.27 

Im Rahmen des EU-ETS sind rund 12.000 Anlagen aus der Energiewirtschaft und der 

energieintensiven Industrie verpflichtet, handelbare Zertifikate für ihre Treibhausgasemissionen 

abzugeben. Seit 2012 ist auch der innereuropäische Luftverkehr in den EU-ETS einbezogen. Mit 

Beginn der vierten Handelsperiode ab 2021 wird die bisherige jährliche Reduktionsrate für die 

Ausgabe der Zertifikate von 1,74 % auf 2,2 % erhöht. Dadurch sollen die europäischen Emissionen in 

diesen Sektoren bis 2030 um 43 % gegenüber 2005 sinken. In den vergangenen Jahren hatten sich 

allerdings erhebliche Überschüsse an Emissionszertifikaten gebildet. Um die Anreize des EU-ETS in 

Klimaschutzinvestitionen zu stärken, wurde eine so genannte Marktstabilitätsreserve eingeführt. Mit 

der Marktstabilitätsreserve soll das Angebot an Zertifikaten in Überschusssituationen verringert und 

                                                           
24

 Zum Beispiel leitet der Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU) das Budget für Deutschland aus dem 
deutschen Anteil an der Weltbevölkerung (1,1 %) ab. Damit kommt er auf ein verbleibendes Budget von 
9,3 Mrd. t CO2. Daraus ergibt sich nach Ableitung des SRU eine maximale Menge für Kohleemissionen von 
insgesamt 1,5 Mrd. t CO2 ab 2017. Vgl. Lucht, Wolfang (2018): CO2-Budget und Kohleausstieg. Präsentation zur 
Sitzung der Kommission α²ŀŎƘǎǘǳƳΣ {ǘǊǳƪǘǳǊǿŀƴŘŜƭ ǳƴŘ .ŜǎŎƘŅŦǘƛƎǳƴƎά am 18. September 2018. Siehe auch 
SachverständƛƎŜƴǊŀǘ ŦǸǊ ¦ƳǿŜƭǘŦǊŀƎŜƴ ό{w¦ύΣ αKohleausstieg jetzt einleitenά Stellungnahme des SRU vom 17. 
Oktober 2017. 
25

 Europäische Kommission (2018): Rahmen für die Klima- und Energiepolitik bis 2030. Abrufbar unter 
https://ec.europa.eu/clima/policies/strategies/2030_de . 
26

 Dröge, Susanne und Geden, Oliver (2015). Die EU und das Pariser Klimaabkommen. Ambitionen, strategische 
Ziele und taktisches Vorgehen.SWP-Aktuell, 42/2015. 
27

 European Energy Exchange (EEX): Marktdaten, Spotmarkt European Emission Allowances (EUA). 

https://ec.europa.eu/clima/policies/strategies/2030_de
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in Knappheitssituationen erhöht werden. Konkret werden ab 2019 bis 2023 jährlich 24 % ς nach 2023 

12 % ς der im Markt vorhandenen Überschüsse in die Marktstabilitätsreserve eingestellt, wenn diese 

Überschüsse einen Schwellenwert von 833 Mio. Zertifikaten überschreiten. Aus der 

Marktstabilitätsreserve werden ab 2023 große Teile der Überschussmengen im Emissionshandel 

gelöscht. Außerdem kann jeder Mitgliedstaat mit Beginn der vierten Handelsperiode ab 2021 bei 

einer Reduktion fossiler Stromerzeugung die entsprechend freiwerdenden CO2-Zertifikate löschen, 

um zu verhindern, dass eine solche Reduktion ins Leere liefe.28 

Hinsichtlich der Einschätzungen zur kurz- und mittelfristigen CO2-Preisentwicklung gehen die 

Meinungen weit auseinander: Einige Experten erwarten weitere Preissteigerungen in Folge einer 

zunehmenden Verknappung der Zertifikate. Andere gehen davon aus, dass die aktuelle 

Preisentwicklung fundamental nicht gerechtfertigt ist. Markteilnehmer würden sich in Hinblick auf 

die ab 2019 zu erwartende Verknappung in Folge der einsetzenden Marktstabilitätsreserve im Voraus 

mit CO2-Zertifikaten eindecken und zumindest teilweise auch auf Preisanstiege spekulieren.  

Für die Emittenten, die nicht vom EU-ETS betroffen sind (so genanntes Effort Sharing), gibt es ein 

separates Klimaschutzziel. Hierzu zählen die Sektoren Verkehr, Gebäude, Landwirtschaft, 

Abfallwirtschaft sowie einzelne Unternehmen aus der Energiewirtschaft und der Industrie. Die 

europäischen Mitgliedstaaten sind verpflichtet, die Treibhausgasemissionen in diesen Sektoren 

gegenüber 2005 um insgesamt 10 % bis 2020 und um insgesamt 30 % bis 2030 zu verringern. Diese 

europäischen Ziele wurden auf die einzelnen Mitgliedstaaten herunter gebrochen.29 Für Deutschland 

ist gegenüber 2005 eine Reduktion um 14 % bis 2020 und um 38 % bis 2030 vorgesehen.30 Seine 

Effort-Sharing-Ziele 2020 wird Deutschland voraussichtlich nicht erfüllen. In den non-ETS-Sektoren 

sind die Emissionen zwischen 2014 und 2017 in Deutschland gestiegen, voraussichtlich wird maximal 

eine Verringerung in Höhe von 11 % bis 2020 erreicht.31 Das bedeutet, dass Deutschland 

Emissionsrechte wird zukaufen müssen, und damit eventuell bundeshaushaltsrelevante Kosten in 

Milliardenhöhe entstehen. Emissionsminderungen aus der Stilllegung von Kohlekraftwerken oder 

anderen Anlagen aus dem ETS-Bereich sind für dieses verpflichtende Ziel nicht anrechenbar. 

Nationale Ziele  

Deutschland hat sich ambitionierte nationale Klimaschutzziele gesetzt, um bis 2050 weitgehende 

Treibhausgasneutralität zu erreichen. Das Energiekonzept der Bundesregierung von 2010 und der 

Klimaschutzplan 2050 von 2016 stellen die Grundlage für die deutsche Energie- und 

Klimaschutzpolitik dar. Demnach sollen die gesamten deutschen Treibhausgasemissionen bis 2020 

um mindestens 40 %, bis 2030 um mindestens 55 % und bis 2050 um 80 bis 95 % gegenüber 1990 

zurückgehen. Für 2030 legt der Klimaschutzplan 2050 so genannte Sektorziele fest. Es sind Ziele für 

die CO2-Emissionen der Sektoren Energiewirtschaft, Gebäude, Verkehr, Industrie und Landwirtschaft. 
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 Der mit der Revision vom 14. März 2018 neu eingefügte Artikel 12 (4) der EU-Emissionshandelsrichtlinie sieht 
ŘƛŜ aǀƎƭƛŎƘƪŜƛǘ ǾƻǊΣ Řŀǎǎ ƧŜŘŜǊ aƛǘƎƭƛŜŘǎǘŀŀǘ αƛm Fall der Stilllegung von Stromerzeugungskapazitäten in ihrem 
Hoheitsgebiet aufgrund zusätzlicher nationaler Maßnahmen ώΧϐ Zertifikate aus der Gesamtmenge der 
Zertifikate, die von ihnen gemäß Artikel 10 Absatz 2 zu versteigern sind, maximal in Höhe der 
Durchschnittsmenge der geprüften Emissionen der betreffenden Anlage während eines Zeitraums von fünf 
Jahren vor der Stilllegung löschen [kann].ά Vgl. Agora Energiewende und Öko-Institut (2018): Vom Wasserbett 
zur Badewanne. Die Auswirkungen der EU-Emissionshandelsreform 2018 auf COі-Preis, Kohleausstieg und den 
Ausbau der Erneuerbaren. 
29

 Europäische Kommission (2018): Effort sharing 2021-2030: targets and flexibilities. Abrufbar unter 
https://ec.europa.eu/clima/policies/effort/proposal_en . 
30

 Entscheidung Nr. 406/2009/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2009; Verordnung 
(EU) 2018/842 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai. 
31

 BMU (2017): Projektionsbericht 2017 für Deutschland gemäß Verordnung (EU) Nr. 525/2013. Die 
Verringerung von 11 % bezieht sich auf das MWMS. 

https://ec.europa.eu/clima/policies/effort/proposal_en
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Laut Klimaschutzplan 2050 sollen die CO2-Emissionen der Energiewirtschaft bis 2030 auf 175 bis 183 

Mio. t CO2-Äq. zurückgehen (vgl. Abbildung 1). Dies entspricht einer Verringerung um 61 bis 62 % 

gegenüber 1990.32 

Um diese Ziele zu erreichen, verfolgt die Bundesregierung eine langfristige Energiestrategie ς die 

Energiewende. Ziel der Energiewende ist die nahezu vollständige Treibhausgasneutralität bis zur 

Mitte des Jahrhunderts sowie der Ausstieg aus der Kernenergie bis Ende 2022. Dazu soll die 

Energieerzeugung schrittweise auf erneuerbare Energien umgestellt und die Energie effizienter 

genutzt werden.  

Abbildung 1, Emissionen der verschiedenen Sektoren laut Klimaschutzplan 2050 (Quelle: BMUB33) 

 

Im Zeitraum 1990-2010 sind die deutschen CO2-Emissionen kontinuierlich gesunken. Seit 2010 jedoch 

stagnieren sie im Wesentlichen mit kleineren Ausschlägen nach oben und unten. Im Jahr 2016 

betrugen die gesamten deutschen Emissionen 909 Mio. t CO2-Äq. Dies entspricht einer Minderung 

um rund 27 % gegenüber dem Jahr 1990. Laut aktuellen Schätzungen des Umweltbundesamtes 

(UBA) sind die Emissionen im Jahr 2017 auf 905 Mio. t CO2-Äq. zurückgegangen (vgl. Abbildung 2). 

Für das Jahr 2018 geht die AG Energiebilanzen nach vorläufigen Berechnungen von einem Rückgang 

der energiebedingten CO2-Emissionen in einer Größenordnung von reichlich 6 % aus.34 Aus dem 

gesamten Rückgang des Einsatzes fossiler Primärenergieträger (Mineralöl, Braun- und Steinkohle, 

Erdgas) lässt sich für das Jahr 2018 eine Minderung der CO2-Emissionen von über 40 Mio. t 

gegenüber dem Vorjahr ableiten.  

  

                                                           
32

 Klimaschutzplan 2050. Kabinettsbeschluss vom 14. November 2016.  
33

 Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB) (2016): Klimaschutzplan 
2050. Klimaschutzpolitische Grundsätze und Ziele der Bundesregierung. 
34

 Pressemitteilung AG Energiebilanzen 5/2018. 
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Abbildung 2, Treibhausgasemission nach Sektoren in der Abgrenzung des Klimaschutzplans (Quelle: 

Umweltbundesamt35)  

 

Die Treibhausgasemissionen haben sich in den einzelnen Verbrauchssektoren recht unterschiedlich 

entwickelt:36 Die Treibhausgasemissionen der Energiewirtschaft sind seit 1990 um rund 29 % 

gesunken. Maßgeblich waren hierfür insbesondere die Stilllegung alter Kohlekraftwerke, der Ausbau 

der erneuerbaren Energien im Stromsektor, der Europäische Emissionshandel sowie die verstärkte 

Nutzung der Kraft-Wärme-Kopplung.37 Die Industrie hat einen Rückgang um 32 % zu verzeichnen. 

Verantwortlich hierfür waren Strukturveränderungen und Stilllegungen von Industriebetrieben im 

Osten Deutschlands nach der Wiedervereinigung, die stärkere Vermeidung von Prozessemissionen 

im Zuge einer verbesserten Prozesstechnik und Effizienz sowie die stärkere Nutzung von Erdgas-KWK 

anstelle von Kohle zur Erzeugung von Strom und Wärme. Im Sektor Gebäude gingen die Emissionen 

um 38 % zurück. Haupttreiber war hier die Umrüstung alter Kohleöfen und Ölheizungen auf moderne 

Erdgasanlagen oder stärkere Fernwärmenutzung. Auch die hohen Gebäudeeffizienzstandards für 

Neubauten sowie die energetische Sanierung eines Teils des Gebäudebestands trugen zur 

                                                           
35

 Umweltbundesamt (2018): Berichterstattung unter der Klimarahmenkonvention der Vereinten Nationen und 
dem Kyoto-Protokoll 2018. Nationaler Inventarbericht zum Deutschen Treibhausgasinventar 1990 ς 2016; 
Umweltbundesamt (2018): Klimabilanz 2017: Emissionen gehen leicht zurück, Gemeinsame Pressemitteilung 
von Umweltbundesamt und Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit; BMUB 
(2016): Klimaschutzplan 2050. Klimaschutzpolitische Grundsätze und Ziele der Bundesregierung. Dabei handelt 
es sich für 2017 um vorläufige Zahlen. Die tatsächlichen Emissionen für das Jahr 2017 werden voraussichtlich 
niedriger ausfallen. 
36

 Umweltbundesamt (2018): Berichterstattung unter der Klimarahmenkonvention der Vereinten Nationen und 
dem Kyoto-Protokoll 2018. Nationaler Inventarbericht zum Deutschen Treibhausgasinventar 1990 ς 2016; DIW 
Berlin, Wuppertal Institut, Ecologic InstitutΣ α5ƛŜ .ŜŜƴŘƛƎǳƴƎ ŘŜǊ ŜƴŜǊƎŜǘƛǎŎƘŜƴ bǳǘȊǳƴƎ Ǿƻƴ YƻƘƭŜ ƛƴ 
Deutschland ς 9ƛƴ «ōŜǊōƭƛŎƪ ǸōŜǊ ½ǳǎŀƳƳŜƴƘŅƴƎŜΣ IŜǊŀǳǎŦƻǊŘŜǊǳƴƎŜƴ ǳƴŘ [ǀǎǳƴƎǎƻǇǘƛƻƴŜƴάΣ {ŜǇǘŜƳōŜǊ 
2018; Agora Energiewende (2017): Das Klimaschutzziel von -40 Prozent bis 2020: Wo landen wir ohne weitere 
Maßnahmen? 
37

 Die Emissionseinsparungen durch KWK beliefen sich im Jahr 2016 auf 26 ς 59 Mio. t CO2. Vgl. Prognos et al. 
όнлмуύΥ αEvaluierung der Kraft-Wärme-Kopplung. Analysen zur Entwicklung der Kraft-Wärme-Kopplung in 
ŜƛƴŜƳ 9ƴŜǊƎƛŜǎȅǎǘŜƳ Ƴƛǘ ƘƻƘŜƳ !ƴǘŜƛƭ 9ǊƴŜǳŜǊōŀǊŜǊ 9ƴŜǊƎƛŜƴά. Studie im Auftrag des BMWi, in 
Veröffentlichung. 
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Emissionsminderung bei. Der Verkehr ist der einzige Sektor, der im Jahr 2016 mehr Treibhausgase 

ausstieß als 1990. Die Treibhausgasemissionen der Landwirtschaft sind seit 1990 um 20 % 

zurückgegangen.  

In den kommenden Jahren werden die gesamten Treibhausgasemissionen Deutschlands laut 

Projektionsbericht der Bundesregierung weiter sinken, das 2020-Ziel wird aber voraussichtlich 

verfehlt. Der aktuelle Projektionsbericht 201738 kommt zu dem Ergebnis, dass die deutschen 

Emissionen im Jahr 2020 im MMS-Szenario auf rund 816 Mio. t CO2-Äq und im MWMS-Szenario auf 

rund 806 Mio. t sinken werden.39 Damit lägen die Emissionen rund 35 % unter denen des Basisjahrs, 

womit Deutschland sein Klimaschutzziel für 2020 um rund 5 Prozentpunkte verfehlen würde. Im 

Klimaschutzbericht 2018 hat die Bundesregierung die Analysen des Projektionsberichts anhand 

aktualisierter Daten überprüft und kommt zu einer geringeren Emissionsreduktion.40 Damit würde 

Deutschland das nationale Klimaschutzziel um rund 8 Prozentpunkte bzw. rund 100 Mio. t CO2 

verfehlen.  

Die Emissionsentwicklung der Energiewirtschaft, der derzeit beobachtete Ausbau der Kapazitäten aus 

erneuerbaren Energien und der marktgetriebene Rückbau von Kohlekapazitäten entsprechen im 

Wesentlichen den Annahmen des Projektionsberichtes 2017. Trotz höherem Stromverbrauch als 

Folge robuster Konjunktur und höherem Bevölkerungswachstum als in den Projektionen 

angenommen, wird die Energiewirtschaft die im Klimaschutzaktionsprogramm 2020 und im 

Projektionsbericht 2017 veranschlagte Emissionsminderung von ca. 38 % bis zum Jahr 2020 absehbar 

erreichen. Allein die Überführung von Kraftwerken in die Sicherheitsbereitschaft soll bis zu 12,5 

Mio. t CO2 bis zum Jahr 2020 einsparen. Unter bestimmten Annahmen (CO2- und 

Brennstoffpreisentwicklung, aktuelle Entwicklung im Tagebau Hambach etc.) könnte die Minderung 

der Energiewirtschaft auch höher ausfallen. Bei zügiger Umsetzung der Sonderausschreibungen für 

Windkraft und PV und andauernd hohen CO2-Preisen wäre sogar eine Emissionsminderung um 40 % 

für den Sektor Energiewirtschaft in Reichweite. 

Ob die Lücke zur Erreichung des 2020-Klimaschutzziels durch zusätzliche kurzfristige Maßnahmen 

vollständig geschlossen werden kann, ist fraglich. Das 2020-Ziel betrifft alle Sektoren. Es ist unstreitig, 

dass auch die anderen Sektoren zeitnah substanzielle Beiträge zur Emissionsminderung leisten 

müssen. Auch ohne zusätzliche Maßnahmen wird die Energiewirtschaft bereits einen großen Beitrag 

zur Verringerung der deutschen Emissionen bis 2020 leisten. Gutachter schätzen, dass die 

Energiewirtschaft ς und innerhalb der Energiewirtschaft insbesondere die Kraftwerke der 

Stromerzeugung ς im Zeitraum 2014 bis 2020 mit fast 75 % den größten Anteil der gesamten 

Emissionsminderung erbringen wird.41 Wesentliche Gründe für diese Emissionsreduktion sind der EU-

ETS (vgl. 3.1., Europäische Entwicklung und Emissionshandel), der weitere Ausbau der erneuerbaren 

Energien, die Förderung der Kraft-Wärme-Kopplung und die Sicherheitsbereitschaft.  

3.2. Energiewirtschaftliche Ausgangslage 

3.2.1. Europäische Rahmenbedingungen 

GeǎŜǘȊŜǎǇŀƪŜǘ α{ŀǳōŜǊŜ 9ƴŜǊƎƛŜ ŦǸǊ ŀƭƭŜ 9ǳǊƻǇŅŜǊά 

aƛǘ ŘŜƳ DŜǎŜǘȊŜǎǇŀƪŜǘ Ϧ{ŀǳōŜǊŜ 9ƴŜǊƎƛŜ ŦǸǊ ŀƭƭŜ 9ǳǊƻǇŅŜǊϦ όŀǳŎƘ ŀƭǎ α²ƛƴǘŜǊǇŀƪŜǘά ōŜƪŀƴƴǘύ 

gestaltet die Europäische Union ihren Rechtsrahmen für Energie bis zum Jahr 2030 neu. Zum ersten 
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 BMU, Projektionsbericht 2017 für Deutschland gemäß Verordnung (EU) Nr. 525/2013. 
39

 aa{ ōŜȊŜƛŎƘƴŜǘ Řŀǎ αaƛǘ-Maßnahmen-{ȊŜƴŀǊƛƻάΣ ŘΦƘΦ Ƴƛǘ ōŜǊŜƛǘǎ ōŜǎŎƘƭƻǎǎŜƴŜƴ aŀǖƴŀƘƳŜƴΣ Řŀǎ a²a{ 
Řŀǎ αaƛǘ-weiteren-Maßnahmen-{ȊŜƴŀǊƛƻά Ƴƛǘ ōŜǊŜƛǘǎ ōŜǎŎƘƭƻǎǎŜƴŜƴ ǳƴŘ ȊǳǎŅǘȊƭƛŎƘŜƴ aŀǖƴŀƘƳŜƴΦ 
40

 BMU (2018): Klimaschutzbericht 2018. Zum Aktionsprogramm Klimaschutz 2020 der Bundesregierung. 
41

 Öko-LƴǎǘƛǘǳǘΣ Lw99{ όнлмтύΣ α«ōŜǊǇǊǸŦǳƴƎ ŘŜǊ 9ƳƛǎǎƛƻƴǎƳƛƴŘŜǊǳƴƎ нлнл ƛƳ tǊƻƧŜƪǘƛƻƴǎōŜǊƛŎƘǘ нлмтάΣ нлмтΦ 
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Teil des Clean-Energy-Pakets (Erneuerbare-Energien-Richtlinie, Governance-Verordnung, 

Energieeffizienz-Richtlinie) haben das Europäische Parlament, der Europäische Rat und die 

Europäische Kommission im Juni 2018 einen Kompromiss erzielt. Der zweite Teil wurde Mitte 

Dezember 2018 beschlossen. Dieser Teil umfasst eine Strommarkt-Verordnung und Strommarkt-

Richtlinie, eine Verordnung über eine Agentur für die Zusammenarbeit der 

Energieregulierungsbehörden (ACER) und eine Risikovorsorge-Verordnung. Damit enthält er zentrale 

Vorgaben für das Strommarktdesign in Europa. Die Strommarkt-Verordnung sieht insbesondere 

verschiedene Regelungen für Kapazitätsmechanismen vor. Demnach sollen sich Erzeugungsanlagen 

nur dann an einem Kapazitätsmechanismus (Kapazitätsmarkt oder strategische Reserve) beteiligen 

dürfen, wenn diese einen Emissionswert (Emissions Performance Standard) von maximal 550 Gramm 

CO2/kWh einhalten. Die Regelung gilt für Neuanlagen ab 2020 und für Bestandsanlagen ab 2025. 

Bestandsanlagen, die mehr CO2/kWh emittieren, dürfen nur dann an einem Kapazitätsmechanismus 

teilnehmen, wenn sie nur wenige Stunden laufen. Dafür ist ein Emissionsbudget von 350 

kg/installierter kW Leistung pro Jahr vorgesehen. Kraftwerke, die einen höheren Emissionswert 

haben und nicht für die Teilnahme an einem Kapazitätsmechanismus bezuschlagt wurden, dürfen am 

Markt agieren, aber keine Förderung erhalten. Die Strommarktverordnung sieht vor, dass bei der 

Bewertung jeglicher Kapazitätsmechanismen neben nationalen Berichten auch der europäische 

Bericht zur Versorgungssicherheit durch den europäischen Verband der Übertragungsnetzbetreiber 

ENTSO-E zugrunde gelegt wird. 

Bis 2030 wurde das Effizienzziel auf 32,5 % festgelegt und danach mit einer Aufwärtsrevisionsklausel 

2023 versehen. Das 2030-Ziel für den Anteil erneuerbarer Energien am Gesamtverbrauch beträgt 

jetzt 32 % für alle Sektoren. 

Europäische Emissionsgrenzwerte für Kraftwerke (Large Combustion Plants ς Best Available 

Techniques, LCP BREF) 

Im Juli 2017 hat die Europäische Kommission neue europaweite Bandbreiten für 

Schadstoffemissionen von Großfeuerungsanlagen erlassen.42 Davon erfasst sind insbesondere 

Emissionen von Staub, Schwefel, Stickstoffoxiden und Quecksilber. Die Bundesregierung hat den 

BREF im Rat abgelehnt, da die Emissionsbandbreiten für Stickstoffoxidemissionen und die für 

Quecksilber aus ihrer Sicht fehlerhaft abgeleitet wurden. Zurzeit sind mehrere Klagen von 

Mitgliedstaaten, Landesregierungen und Unternehmen anhängig. Die neuen Emissionsbandbreiten 

sind in nationales Recht umzusetzen, wobei dem nationalen Gesetzgeber ein Umsetzungsspielraum 

zugemessen wird, und spätestens ab August 2021 einzuhalten. Gemäß Bundes-

Immissionsschutzgesetz hätten die neuen Anforderungen bis August 2018 durch eine Novelle der 

einschlägigen Bundes-Immissionsschutzverordnungen umgesetzt werden müssen. Bislang liegen 

allerdings noch keine Vorschläge der Bundesregierung zur Umsetzung vor. Für Stickoxide hält die 

Bundesregierung eine obere Emissionsbandbreite für Stickoxide von 190 mg/m³ (Milligramm pro 

Kubikmeter) für sachgerecht.43 Auch die fehlerhafte Ableitung der Grenzwerte für Quecksilber führen 

nach Auffassung der Bundesregierung zu keinem höheren Schutz der menschlichen Gesundheit.44 

Betroffen sind in Deutschland circa 600 Großfeuerungsanlagen, darunter insbesondere Stein- und 

Braunkohlekraftwerke sowie Gasturbinen- und Gas-und-Dampfturbinen-Kraftwerke. Insbesondere 

                                                           
42

 Durchführungsbeschluss (EU) 2017/1442 der Kommission vom 31. Juli 2017 über Schlussfolgerungen zu den 
besten verfügbaren Technischen (BVT) gemäß der Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 24. November 2010 für Großfeuerungsanlagen. 
43

 Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Bundestagsfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Drs. 
18/8540; Antwort der Bundesregierung auf die Schriftliche Frage Nr. 48, Drs. 18/12021. 
44

 Antwort der Bundesregierung auf Kleine Anfrage der Bundestagsfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Drs. 
18/8292. 
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werden für bestehende Kohlekraftwerke ab 300 MWth Jahresemissionsgrenzwerte für Stickstoffoxide 

von maximal 175 mg/m3 festgelegt. Die Jahresmittelwerte für Stickstoffoxide der bestehenden 

Braunkohlekraftwerke liegen mit 160 bis 190 mg/m3 derzeit meist über den neuen Grenzwerten.45 

Nach Einschätzung des UBA würden selbst bei einer Festlegung des nationalen Jahresmittelwerts am 

oberen Rand der Brandbreite (175 mg/m3) bisher nur vier Braunkohlekraftwerksblöcke in 

Deutschland diesen Grenzwert sicher einhalten.46 Für Steinkohlestaubfeuerungen gilt ab 300 MWth 

Feuerungswärmeleistung eine Obergrenze von 150 mg/m³. Steinkohlekraftwerke verfügen 

üblicherweise über SCR-Katalysatoren, das heißt Katalysatoren mit selektiver katalytischer 

Reduktion. Diese müssen allerdings teilweise für die Einhaltung der neuen Emissionsbandbreite 

nachgerüstet werden müssen, was die Wirtschaftlichkeit negativ beeinflussen kann.  

Für Quecksilber sieht der LCP BREF für bestehende Braunkohlekraftwerke ab 300 MWth 

Feuerungswärmeleistung eine Emissionsbandbreite für den Jahresmittelwert zwischen <0,001 und 

0,007 mg/m³ vor. Für bestehende Steinkohlekraftwerke ab 300 MWth Feuerungswärmeleistung liegt 

diese Bandbreite zwischen <0,001 und 0,004 mg/m³. Nach geltendem Recht ist ab 2019 für diese 

Anlagen ein Jahresmittelgrenzwert von 0,010 mg/m³ anzuwenden. 

Die neu einzuführenden Stickstoffoxidanforderungen für Gasturbinen, die mehr als 1.500 Stunden 

pro Jahr betrieben werden sollen, sind deutlich strenger als die derzeitigen Anforderungen der 

13. BImSchV und sind nicht mehr auf den Bereich oberhalb von 70 % Last beschränkt. Es ist davon 

auszugehen, dass Gasturbinen künftig vermehrt im emissionsintensiven Teillastbereich unter 70 % 

betrieben werden. Eine Nachrüstung von bestehenden Gasturbinen mit Katalysatortechnik ist im 

Regelfall wirtschaftlich nicht darstellbar. In vielen Fällen wird deswegen eine Beschränkung der 

jährlichen Betriebsstunden, eine Stilllegung oder ein Ersatzbau erfolgen müssen.  

Für neue Gaskraftwerksprojekte kann die Verzögerung ein erhebliches Investitionshemmnis 

darstellen und damit Auswirkungen auf die Versorgungssicherheit haben.  

3.2.2. Energiemärkte  

Aktuelle Erzeugungskapazitäten für Strom und Wärme in Deutschland 

Ende 2017 waren in Deutschland insgesamt Stromerzeugungsanlagen mit einer installierten Leistung 

von 216 GW am Netz. Erstmals waren davon mehr als die Hälfte Stromerzeugungsanlagen auf der 

Basis von erneuerbaren Energien (112 GW) mit einem Anteil von gut 36 % am Brutto-Inlands-

Stromverbrauch.47 Die Leistung der erneuerbaren Energien hat sich damit gegenüber 2007 (35 GW) 

mehr als verdreifacht. Zu Beginn des Jahres 2018 waren noch sieben Kernkraftwerksblöcke mit einer 

Leistung von zusammen 9,5 GW am Netz, die bis Ende 2022 sukzessive abgeschaltet werden. 

Stein- und Braunkohlekraftwerke werden sowohl von privaten als auch von kommunalen 

¦ƴǘŜǊƴŜƘƳŜƴ όα{ǘŀŘǘǿŜǊƪŜάύ48 betrieben. Ende des Jahres 2017 waren Kohlekraftwerke mit einer 

Leistung (netto) von insgesamt 42,6 GW am Markt aktiv (davon 19,9 GW Braunkohle und 22,7 GW 

Steinkohle).49 Zusätzlich gibt es noch weitere Kohlekraftwerke, die nicht am Markt aktiv sind. Dies 
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 Schriftliche Mitteilung des Umweltbundesamtes an den Sachverständigenrat für Umweltfragen vom 13. Juli 
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 AG Energiebilanzen, Stromerzeugung nach Energieträgern 1990 - 2018 (Stand Dezember 2018). 
48

 Kommunale Unternehmen betreiben derzeit 9 GW Steinkohle und 0,5 GW Braunkohle. Hinzu kommt eine 
thermische Leistung aus Kohlekraftwerken von etwa 6,4 GW (basierend auf Erhebungen des VKU).  
49

 Kraftwerksliste Bundesnetzagentur (bundesweit; alle Netz- und Umspannebenen) Stand 19.11.2018; Anlagen 
αƛƴ .ŜǘǊƛŜō ȊȊƎƭΦ ŜƴŘƎǸƭǘƛƎ ǎǘƛƭƭƎŜƭŜƎǘ нлмуάΦ 
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umfasst Steinkohlekraftwerke in der Netzreserve (2,3 GW am Ende des Jahres)50 und 

Braunkohlekraftwerke in der Sicherheitsbereitschaft (2,0 GW am Ende 2018).51 Im Jahr 2017 deckten 

Kohlekraftwerke insgesamt 37 % der Stromerzeugung in Deutschland.  

Entwicklung erneuerbarer Energien  

Der Ausbau der Erneuerbaren Energien ist mit einem Anteil von inzwischen gut 38 % am Brutto-

Inlands-Stromverbrauch bereits stark vorangeschritten.52 Der aktuelle Koalitionsvertrag formuliert 

das Ziel, dass der Anteil erneuerbarer Energien im Jahr 2030 auf 65 % steigt. Der Ausbau der 

erneuerbaren Energien soll netzsynchron erfolgen. Die erneuerbaren Energien sind das zentrale 

Element des neuen Stromerzeugungssystems, um das vorhandene, auf fossilen Energieträgern 

basierende, zu ersetzen. 

Der Zubau installierter Leistung von erneuerbaren Energien allein reicht allerdings nicht aus, um die 

Nachfrage jederzeit zu decken. Daher ist eine Reihe von Herausforderungen zu bewältigen:  

¶ Erneuerbare Energien werden stärker Aufgaben konventioneller Kraftwerke übernehmen 

im Bereich netzdienlicher Systemdienstleistungen, beispielsweise Blindleistung.  

¶ Es werden ein rascher Netzausbau und optimierter Netzbetrieb sowie Fortschritte bei der 

Integration von Speichern und Sektorkopplung benötigt (vgl. Kapitel 4.4).  

¶ Gleichzeitig muss die Flexibilisierung der Nachfrage durch bessere Rahmenbedingungen 

vorangetrieben werden.  

Bei einem Anteil der erneuerbaren Energien von 65 % im Jahr 2030 werden die in Kapitel 4 

formulierten Maßnahmen im Sektor Energiewirtschaft für Klimaschutz ohne weitere 

Kostensteigerungen durch Ineffizienzen möglich sein, ohne dass die Versorgungssicherheit 

beeinträchtigt wird.  

Für den Ausbau der erneuerbaren Energien auf 65 % ist eine ausreichende Flächenausweisung 

notwendig. Insbesondere müssen für Windenergieanlagen und Freiflächen-PV-Anlagen Flächen in 

relevanter Größe ausgewiesen, akzeptiert und genehmigt werden.  

Implikationen für den Netzausbau 

Der erzeugte Strom kann aber nur verbraucht werden, wenn er zum Verbraucher transportiert 

werden kann. Im letzten genehmigten Netzentwicklungsplan (NEP 2017) war der Netzausbau auf 

einen Anteil erneuerbarer Energien am Bruttostromverbrauch von bis zu 52,5 % (Szenario B) 

ausgelegt. Der Ausbau der bisher geplanten Übertragungsnetze mit einer Gesamtlänge von 7.700 km 

kommt jedoch nur langsam voran. Realisiert waren im 3. Quartal 2018 erst 950 km, davon 30 km im 

Jahr 2017, genehmigt sind 1.800 km, noch zu genehmigen 5.900 km (77 %), noch umzusetzen 

6.750 km (88 %). Deshalb sind der weitere Ausbau und die Optimierung der Stromnetze sowie die 

weitere Flexibilisierung des Energiesystems Voraussetzung dafür, dass die Systemsicherheit auch 

künftig gewährleistet bleibt. 

Ein beträchtlicher Anteil des Netzausbaus wird auf zusätzliche Höchstspannungs-Gleichstrom-

Übertragungsleitungen (HGÜ) entfallen. Gleichzeitig entstehen auch neue Optionen durch die 

                                                           
50

 Insgesamt befinden sich in der Netzreserve 6,9 GW, davon 3 GW Erdgas und 1,6 GW Mineralöl. Quelle:  
Kraftwerksliste der Bundesnetzagentur (Stand: 19.11.2018). 
51

 Ab Oktober 2019 befinden sich weitere 0,8 GW Braunkohle in der Sicherheitsbereitschaft. Sie umfasst dann 
insgesamt 2,7 GW. Quelle: Bundesnetzagentur (2018): Kraftwerksliste der Bundesnetzagentur. 
52

 Angabe für das Jahr 2018 basierend auf AG Energiebilanzen, Stromerzeugung nach Energieträgern 1990 - 
2018 (Stand Dezember 2018). 
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Modernisierung und Digitalisierung, um die vorhandenen Netze besser zu nutzen. Die Chancen durch 

die Einführung innovativer Netzbetriebsmittel und einen flexiblen Betrieb fossiler Kraftwerke sollten 

genutzt werden, um möglichst viel Strom aus erneuerbaren Energien in die Netze zu integrieren.  

Die Erzeugung ist dabei zumeist dargebotsabhängig, d. h. abhängig von der Verfügbarkeit von Wind 

und Sonne. Mit dem Ziel die erneuerbaren Energien auf 65 % auszubauen, wachsen die 

Verantwortung und die Herausforderungen für die Übertragungs- und Verteilnetzbetreiber, die 

Systemstabilität jederzeit aufrechtzuerhalten. 

Auf der Verteilnetzebene sind 97 % der erneuerbaren Energien (Wind, Photovoltaik, Biomasse) 

angeschlossen. Fast 40 % der deutschen Stromproduktion wird heute über die Verteilnetze in das 

Gesamtstromnetz eingespeist, Tendenz steigend. Das geschieht auf 1,7 Mio. km Länge. Nahezu alle 

Privathaushalte, Gewerbe und Industrieunternehmen werden über die rund 50,5 Mio. Anschlüsse in 

den Verteilnetzen versorgt. Auf der Ebene der Übertragungsnetzbetreiber (ÜNB) gibt es rund 550 

Anschlüsse.  

Der Erhalt der Großspeicher (z. B. Pumpspeicherwerke) und der Ausbau dezentraler Speicher dienen 

einem Ausgleich volatiler Einspeisung erneuerbarer Energien ohne die Verursachung zusätzlicher 

CO2-Emissionen. Von einem zunehmenden Preis-Spread profitieren alle Speicher. Sie werden daher 

zunehmend einen wichtigen Beitrag für eine sichere Energieversorgung leisten.  

Wenn Wasserstoff- und weitere Power-to-X-Technologien jetzt im Rahmen von beispielsweise 

Reallaboren erprobt und weiter erforscht werden und die regulatorischen Rahmenbedingungen auf 

diese angepasst werden, können sie sukzessive und im Einklang mit den Zielen des Pariser 

Abkommens einen Beitrag zum treibhausgasneutralen Umbau des Energiesystems leisten. 

Vorläufige und endgültige Stilllegungen 

Gemäß § 13b EnWG sind geplante Stilllegungen von Anlagen zur Erzeugung oder Speicherung 

elektrischer Energie ab 10 MW Nennleistung 12 Monate vor der geplanten Stilllegung anzuzeigen. 

Die Bundesnetzagentur prüft sodann die Systemrelevanz des Kraftwerks. Soweit das Kraftwerk als 

nicht systemrelevant eingestuft wird, darf es stillgelegt werden. Wenn ein Kraftwerk mit einer 

Nennleistung von mehr als 50 MW als systemrelevant eingestuft wird, wird es in die Netzreserve 

überführt. 

Netzreserve 

In der Netzreserve befinden sich derzeit 2,3 GW Steinkohlekraftwerke und keine 

Braunkohlekraftwerke. Davon haben 1,4 GW eine vorläufige Stilllegung und 0,9 GW eine endgültige 

Stilllegung angezeigt. Die Kraftwerke, die nur zur vorläufigen Stilllegung angezeigt sind, können in 

den Markt zurückkehren. Kraftwerke in der Netzreserve mit einer endgültigen Stilllegungsanzeige 

(dies gilt künftig auch für die Kapazitätsreserve) können in der Reserve noch für einen längeren 

Zeitraum weiterbetrieben werden, können jedoch nicht zurück in den Markt.  
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Erwartete Entwicklung 

Im Zeitraum 2017 bis 2022 zeichnet sich folgende Entwicklung ab: 

Abbildung 3 (Quelle: Kraftwerksliste der Bundesnetzagentur (19.11.2018); Kraftwerksliste 

Bundesnetzagentur zum erwarteten Zu- und Rückbau 2018 bis 2021 (19.11.2018); Eigene 

Berechnungen) 

 

Erwartete Entwicklung Ende 2017 - 2020 

Bis 2020 wird sich die Leistung der Kohlekraftwerke verringern. Im Verlauf des Jahres 2018 wurden 

bereits fünf Steinkohleblöcke mit einer Leistung von zusammen 0,9 GW53 endgültig stillgelegt. 

Außerdem wurden zusätzlich bei der Bundesnetzagentur bereits endgültige Stilllegungen von 

Steinkohlekraftwerken in einem Umfang von 1,6 GW bis 2020 angemeldet.54 Insgesamt reduziert sich 

die installierte Leistung der Steinkohlekraftwerke im Markt zwischen Ende des Jahres 2017 und 2020 

um 3,2 GW.55 Außerdem wurden bzw. werden weitere Braunkohlekraftwerke in die 

Sicherheitsbereitschaft überführt (1,8 GW in 2018 und 2019). Dadurch sinkt die installierte Leistung 

(Kraftwerke im Markt) der Steinkohlekraftwerke auf 19,5 GW und die der Braunkohlekraftwerke auf 

18,1 GW im Jahr 2020. Durch die Inbetriebnahme des Kraftwerksblocks Datteln 4 würde die Leistung 

der Steinkohle-Kraftwerke im Markt im Jahr 2020 wieder auf 20,5 GW steigen.  

Entwicklung 2020 ς 2022 beim Ersatz von Kohle ς durch Gaskapazitäten 

Nach 2020 ist es wahrscheinlich, dass insbesondere aufgrund der Anreize im Rahmen des KWKG 

weitere Kohlekraftwerke stillgelegt werden. Weit fortgeschrittene Ersatzprojekte werden eine 

Stilllegung von 0,2 bis 1,2 GW Steinkohle und 0,18 GW Braunkohle zur Folge haben. Die Leistung der 

Kraftwerke im Markt beträgt dann im Jahr 2022 noch 19,3 bis 20,3 GW Steinkohle und 18 GW 

Braunkohle. 

Die Referenzentwicklung für die Steinkohlekraftwerke ist nicht sicher vorhersehbar. Dies hängt von 

der Umsetzung der einzelnen Projekte ab. Aus den folgenden Gründen könnte die installierte 

Leistung der Steinkohlekraftwerke im Jahr 2022 auch höher ausfallen:  

¶ Vorläufig stillgelegte Kraftwerke in der Netzreserve können wieder in den Markt 

zurückkommen (1,4 GW), 

¶ Betreiber könnten angekündigte endgültige Stilllegungen im Umfang von 2 GW 

zurückziehen und die Kraftwerke gegebenenfalls weiter im Markt betreiben,  

                                                           
53

 Die Steinkohleblöcke Lünen 6 und 7 (470 MW) wurden hier nicht eingerechnet, da diese zwar im Dezember 
2018 vom Netz gegangen sind, aber erst im März 2019 endgültig stillgelegt werden können.  
54 

Hinzu kommen 760 MW aus einem Kraftwerk ohne Anzeige der Stilllegung bei der BNetzA, Quelle 

Kraftwerksliste Bundesnetzagentur zum erwarteten Zu- und Rückbau 2018 bis 2021, Stand 19.11.2018. 
55

 879 MW + 1.557 MW + 760 MW = 3.196 MW. 

Steinkohle Braunkohle endgültig vorläufig

2017 22,7 19,9 0,9

2020 20,5 18,1 2,4

2022 19,3 18,0 0,8

Anmerkungen: *Angaben jeweils Ende des Jahres; **aktueller Stand 12/2018, 

weitere Entwicklung nicht genau vorhersehbar

Kraftwerke im Markt* Netzreserve Steinkohle** Sicherheits-

bereitschaft* 

Braunkohle

GWel

0,9 1,4
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¶ es ist nicht sicher, ob die weit fortgeschrittenen KWK-Projekte im Zeitraum von 2020 bis 

2022 wirklich innerhalb des unterstellten Zeitplanes umgesetzt werden und die 

Kohleblöcke stillgelegt werden (bis zu 1,2 GW).  

In Summe könnte die Leistung der Steinkohlekraftwerke im Markt im Jahr 2022 im Maximalfall um 

bis zu 4,6 GW höher liegen. 

Entwicklung bis 2030 

In der Referenzentwicklung reduziert sich die installierte Leistung der Braunkohlekraftwerke 

aufgrund der bestehenden Planungen voraussichtlich auf etwa 16 GW im Jahr 2030.56 

Auch im Bereich der Steinkohlekraftwerke wird sich die installierte Leistung bis 2030 reduzieren. 

Aktuelle Studien haben für die Referenzentwicklung der Steinkohlekraftwerke eine installierte 

Leistung von 11 GW (r2b), 12 GW (ENavi), 15 GW (BCG/Prognos) und 17 GW (Aurora) ermittelt. 

Für die Erreichung der Klimaschutzziele 2030 gemäß Klimaschutzplan 2050 ist laut aktuellen Studien 

eine Absenkung der installierten Leistung der Kohlekraftwerke auf 16 GW (7 GW Braunkohle/9 GW 

Steinkohle, Aurora), 17 GW (9 GW Braunkohle /8 GW Steinkohle, r2b), 18 GW (7 GW Braunkohle /11 

GW Steinkohle, ENavi) und 20 GW (9 GW Braunkohle /11 GW Steinkohle, BCG/Prognos) erforderlich.  

Die genaue Referenzentwicklung sowie die Ergebnisse für die Zielpfade der Studien hängen von den 

Rahmenbedingungen ab (zum Beispiel Brennstoffpreise, CO2-Preise, regulatorischer Rahmen, 

Erneuerbaren-Zubau) und den sich daraus ergebenden Volllaststunden. 

Diese Rahmenbedingungen sind jeweils mit Unsicherheiten behaftet, die dabei in verschiedene 

Richtungen wirken. Signifikant höhere CO2-Preise verschieben die Erzeugungsstrukturen vor allem 

von Steinkohle- zu Erdgaskraftwerken und gegebenenfalls von alten Braunkohle- zu neuen 

Steinkohlekraftwerken und bewirken Emissionsminderungen. Zunehmende Preisdifferenzen 

zwischen Erdgas und Steinkohle verschieben die Erzeugungsmuster von Erdgas- zu 

Steinkohlekraftwerken und erhöhen so tendenziell die CO2-Emissionen. Niedrige Steinkohlepreise 

erhöhen den Druck zur Stilllegung älterer Braunkohlekraftwerke und senken so in der Tendenz die 

CO2-Emissionen der Energiewirtschaft. Eine geringere Stromerzeugung auf Basis erneuerbarer 

Energiequellen führt im gesamten fossilen Kraftwerkspark zu höheren Auslastungen lässt die CO2-

Emissionen steigen. Kohle-Ausstiegs-Politiken in den Nachbarländern Deutschlands führen 

tendenziell zu steigenden Produktionsniveaus deutscher Kohlekraftwerke, steigenden 

Nettostromexporten und zu höheren Treibhausgasemissionen im deutschen Bilanzraum. 

Kraft-Wärme-Kopplung 

Gut zwei Drittel der Kohlekraftwerke liefern nicht nur Strom, sondern koppeln als Kraft-Wärme-

Kopplungsanlagen auch Wärme aus. Damit sind sie Bestandteil der Wärmeversorgung in Fern- und 

Nahwärmenetzen. Dabei entfällt 80 % der KWK-Wärmeproduktion auf kleinere Anlagen (kleiner als 

400 MW bei Steinkohle, kleiner als 200 MW bei Braunkohle).57 2016 hatten Steinkohlekraftwerke 

einen Anteil von rund 10 % an der gesamten KWK-Nettostromerzeugung. Der Anteil der 

Braunkohlekraftwerke lag bei 4,5 % (vgl. Abbildung 4). 68 % der Fernwärme in deutschen Netzen 

stammt aus KWK. Seit 2016 ist eine Förderung von neuen, modernisierten oder nachgerüsteten 

KWK-Anlagen, die mit Stein- oder Braunkohle betrieben werden, nicht mehr möglich. Dafür wird Gas-
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 Siehe auch Kapitel 3.2.5., Revierpläne. 
57

 Öko-Institut (2018): Aktueller Stand der Steinkohle-KWK-Erzeugung in Deutschland; Öko-Institut (2017): Die 
deutsche Braunkohlenwirtschaft. Historische Entwicklungen, Ressourcen, Technik, wirtschaftliche Strukturen 
und Umweltauswirkungen. 
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KWK und der Ersatz von Kohle- durch Gas-KWK gefördert. Die Förderung von KWK-Anlagen ist aktuell 

bis 2025 begrenzt.  

Der Anteil der KWK am kommunalen Kraftwerkspark betrug 2017 44 % an der 

Gesamterzeugungsleistung der Stadtwerke.58 Gut 80 % der im Bau oder im Genehmigungsverfahren 

befindlichen Projekte sind KWK-Anlagen, 19 % sind Erneuerbare-Energien-Projekte. Nur noch 0,3 % 

betreffen konventionelle Kohle- oder Gaskraftwerke, in denen die Wärme nicht mitgenutzt wird.59 

Abbildung 4, KWK-Nettostromerzeugung (Quelle: AG Energiebilanzen60) 

 

Sicherheitsbereitschaft 

Die Sicherheitsbereitschaft wurde im Rahmen des Strommarktgesetzes im Sommer 2016 

beschlossen. Das Strommarktgesetz sieht vor, dass insgesamt 2,7 GW Braunkohlekraftwerkskapazität 

für vier Jahre in die Sicherheitsbereitschaft überführt und anschließend endgültig stillgelegt werden 

(§ 13g EnWG). Ziel ist es, bis zu 12,5 Mio. t CO2 bis zum Jahr 2020 einzusparen. Als erstes Kraftwerk 

würde das Kraftwerk Buschhaus (Mitteldeutsche Braunkohlengesellschaft mbH, MIBRAG) zum 1. 

Oktober 2016 in die Sicherheitsbereitschaft überführt. Alle Termine zur Überführung von 

Kraftwerksblöcken in die Sicherheitsbereitschaft werden in der Abbildung 5 dargestellt. Die Anlagen, 

die sich in der Sicherheitsbereitschaft befinden, werden nur als allerletztes Mittel, zum Beispiel im 

Fall von länger andauernden, extremen Wetterphänomenen durch die Übertragungsnetzbetreiber 

eingesetzt. Für die Sicherheitsbereitschaft und für die Stilllegung einer Anlage werden entgangene 

Strommarkterlöse sowie gegebenenfalls Mehrkosten (zum Beispiel für Umrüstmaßnahmen) in den 

vier Jahren der befristeten Sicherheitsbereitschaft vergütet (für die Sicherheitsbereitschaft bedeutet 

dies 600 Mio. Euro pro GW für vier Jahre, das entspricht in Summe 1,61 Mrd. Euro). Das 
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 29 % der kommunalen KWK-Anlagen werden mit Steinkohle betrieben (basierend auf Erhebungen des VKU). 
59

 basierend auf Erhebungen des VKU. 
60

 Umweltbundesamt (2018): KWK-Stromerzeugung. Abrufbar unter 
https://www.umweltbundesamt.de/daten/energie/kraft-waerme-kopplung-kwk#textpart-3 . 

https://www.umweltbundesamt.de/daten/energie/kraft-waerme-kopplung-kwk#textpart-3
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Strommarktgesetz enthält eine Formel zur Berechnung dieser Vergütung, die genaue Vergütung legt 

die Bundesnetzagentur jährlich fest. Die Kosten werden über die Netznutzungsentgelte von der 

Wirtschaft und den privaten Haushalten getragen. 

Abbildung 5, Überführung von Braunkohle-Kraftwerksblöcken in die Sicherheitsbereitschaft nach 

§ 13g EnWG (Quelle: EnWG, eigene Darstellung) 

Kraftwerksblock Betreiber Installierte 

Leistung 

gerundet 

(in MW) 

Datum der 

Überführung 

Stilllegungsdatum 

Buschhaus MIBRAG 400 01.10.2016 30.09.2020 

Frimmersdorf P RWE 300 01.10.2017 30.09.2021 

Frimmersdorf Q RWE 300 01.10.2017 30.09.2021 

Niederaußem E RWE 300 01.10.2018 30.09.2022 

Niederaußem F RWE 300 01.10.2018 30.09.2022 

Neurath C RWE 300 01.10.2019 30.09.2023 

Jänschwalde F LEAG 500 01.10.2018 30.09.2022 

Jänschwalde E LEAG 500 01.10.2019 30.09.2023 

Funktionsweise des deutschen Strommarkts 

Strom wird an der Börse und außerhalb der Börse gehandelt. An der Strombörse ς für Deutschland 

der European Energy Exchange EEX in Leipzig und der European Energy Exchange EPEX SPOT in Paris 

ς werden standardisierte Produkte ge- und verkauft. Überwiegend schließen Unternehmen aber 

weiterhin direkte Lieferverträge mit Stromerzeugern ab. Der Handel mit diesen außerbörslichen 

[ƛŜŦŜǊǾŜǊǘǊŅƎŜƴ ǿƛǊŘ αOver the Counterά ƎŜƴŀƴƴǘΦ Obwohl der Handel an den Strombörsen nur rund 

20 % des gesamten Handelsvolumens ausmacht, gelten die Börsenstrompreise als Indikator für die 

allgemeinen Großhandelspreise. 61 Die Preise am Terminmarkt werden vor allem durch die 

Steinkohleimportpreise und den CO2-Preis bestimmt. 

Der Strommarkt besteht aus verschiedenen Teilmärkten. Dort werden Produkte mit 

unterschiedlicher Vorlaufzeit vom Kauf bis zur tatsächlichen Stromlieferung gehandelt. Am 

Terminmarkt können Stromanbieter und Stromkunden Kontrakte bis zu sechs Jahre im Voraus 

vereinbaren. Auf dem Day-Ahead-Markt werden die Stromlieferungen für den kommenden Tag 

auktioniert. Auf dem Intraday-Markt können die Marktteilnehmer Strommengen sehr kurzfristig 

kaufen und verkaufen. Die Day-Ahead-Preise, die für jede Stunde des Folgetags ermittelt werden, 

sind ein wichtiger Referenzwert für den Strommarkt.  

Am Strommarkt können sowohl konventionelle als auch Erneuerbare-Energien-Anlagen Strom 

anbieten. Dabei müssen Stromangebot und -nachfrage zu jeder Zeit im Gleichgewicht sein. Die 

Netzbetreiber organisieren den Netzbetrieb, damit der gehandelte Strom bei den Verbrauchern 

sicher ankommt (vgl. 3.2.3., Versorgungssicherheit). Der Strompreis am Großhandelsmarkt bildet sich 
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 BMWi (2014): Ein Strommarkt für die Energiewende. Diskussionspapier des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Energie (Grünbuch). 

https://www.smard.de/home/wiki-article/518/562
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anhand der so genannten Merit Order:62 Die Anlagen mit den niedrigsten Brennstoff- und CO2-Kosten 

(kurzfristige variable Kosten, auch Grenzkosten genannt) bieten ihren Strom an, bis die 

Stromnachfrage vollständig gedeckt ist. Das letzte Gebot, das noch einen Zuschlag erhält, bestimmt 

den Preis. Demnach erhalten Erneuerbare-Energien-Anlagen, die weder CO2 ausstoßen noch 

Brennstoffe benötigen, also Grenzkosten nah Null haben, zuerst den Zuschlag.63 Am anderen Ende 

der Merit Order befinden sich ältere Steinkohle- und Gaskraftwerke, die höhere Grenzkosten haben 

(vgl. Abbildung 6). Je höher die Preise für CO2-Zertifikate sind, desto größer ist die Konkurrenz 

zwischen neueren, effizienteren Gaskraftwerken mit niedrigen spezifischen CO2-Emissionen und 

Kohlekraftwerken.  

Abbildung 6, Merit Order (Quelle: smard64) 

 

Der deutsche Strommarkt ist im europäischen Strommarkt integriert. Konkret geben die 

Stromanbieter und -nachfrager ihre Gebote in ihren nationalen Märkten ab. In einem iterativen 

Prozess wird dann die Stromnachfrage in jedem Markt durch die günstigsten Stromangebote aus 

allen Marktgebieten bedient, bis die Verbindungen zwischen den Märkten (Grenzkuppelstellen) 

ausgelastet sind.  

Eine zukünftig wichtige Option zur Bereitstellung von Stromerzeugungsleistung wird zum Beispiel der 

Bau neuer Gaskraftwerke sein. Neben den bereits im Bau befindlichen konventionellen 

Kraftwerksprojekten in diesem Segment sind derzeit weitere Projekte in Planung oder im 

Genehmigungsverfahren. Ob diese bis zum Ausstieg aus der Kernenergienutzung Ende 2022 und bis 

zum Auslaufen der Sicherheitsbereitschaft 2023 realisiert werden können, ist angesichts des 

Realisierungszeitraums zwischen vier und sieben Jahren unwahrscheinlich, aber auch darüber hinaus 

nicht sicher. So wird bei vielen Projekten die Investitionsentscheidung von der Entwicklung der 

weiteren marktlichen und gesetzlichen Rahmenbedingungen abhängig gemacht. 
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 Sensfuß, Frank (2018): Strommarkt: Einführung. Präsentation zur Sitzung der Kommission α²ŀŎƘǎǘǳƳΣ 
{ǘǊǳƪǘǳǊǿŀƴŘŜƭ ǳƴŘ .ŜǎŎƘŅŦǘƛƎǳƴƎά am 13. Juli 2018. 
63

 Die Grenzkosten bilden dabei nicht die vollständigen Kosten der erneuerbaren Energien ab; zur Deckung der 
übrigen Kosten (Kapitalkosten) profitieren die erneuerbaren Energieanlagen von Förderung durch das EEG. 
64

 Bundesnetzagentur (2018): So funktioniert der Strommarkt. Abrufbar unter 
https://www.smard.de/home/wiki-article/446/384 . 

https://www.smard.de/home/wiki-article/446/384
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Grundsätzlich kann der Strommarkt dafür geeignete Investitionsanreize setzen. Unabhängig davon, 

ob zum Ausgleich von Angebot und Nachfrage Kraftwerke, Speicher oder verbrauchsseitige 

Flexibilitäten zum Einsatz kommen, wird ein Investor bei seiner Investitionsentscheidung 

Zuverlässigkeit und Flexibilität der Anlage sowie den Zeitraum, über den die Anlage maximal zur 

Verfügung steht, mitberücksichtigen.  

Zudem muss ein Investor aber auch berücksichtigen, ob er neben den variablen Betriebskosten 

(insbesondere Brennstoff- und CO2-Kosten) kurzfristig auch die Fixkosten des Betriebs (Personal-, 

Wartungs- und Instandhaltungskosten) und langfristig die Kapitalkosten der Investition im Markt 

erlösen kann. Da sich Gaskraftwerke aufgrund ihrer Kostensituation eher am oberen Ende der Merit 

Order befinden, sind diese, wenn sie eingesetzt werden, dann auch die preissetzenden Kraftwerke. 

Sie erlösen zwar ihre kurzfristigen variablen Kosten, erzielen aber keine hinreichende Deckung ihrer 

Fix- und Kapitalkosten. Dies kann nur bei hinreichend hohen und hinreichend häufig vorkommenden 

Preisspitzen erfolgen. Da diese aus heutiger Perspektive schwer abschätzbar sind, ist die 

Amortisation der Investition mit zudem langer Kapitalbindung stark risikobehaftet. Ein weiteres 

Problem sind die Vorlaufzeiten für die Inbetriebnahme eines Gaskraftwerks. Derzeit betragen die 

Realisierungszeiträume für Planung, Genehmigungsverfahren und Bau ca. vier bis sieben Jahre, das 

heißt: Selbst, wenn der Strommarkt hinreichende Preissignale für die Investitionsentscheidung 

sendet, stehen diese Anlagen erst mit starkem zeitlichen Verzug dem Markt zur Verfügung. 

3.2.3. Strompreise und Stromkosten 

Strompreise allgemein 

Die Strompreise für Endverbraucher setzen sich aus den Kosten der Stromerzeugung (marktlich 

bestimmt, wie Strombeschaffung und Vertrieb), staatlich induzierten Elementen wie Steuern, 

Abgaben und Umlagen sowie staatlich regulierten Netzentgelten zusammen. Welchen Anteil diese 

Preiskomponenten am gesamten Strompreis haben, ist je nach Kundenkategorie und von Bundesland 

zu Bundesland zum Teil sehr unterschiedlich. Auch aus diesen Unterschieden zwischen einzelnen 

Regionen und Bundesländern ergeben sich Vor- und Nachteile für die Attraktivität des Standorts.  

Großhandelsstrompreis  

Die Volatilität der Großhandelspreise für Strom in der letzten Dekade war erheblich. Seit 2016 wird 

eine kontinuierliche Steigerung der Großhandelsstrompreise beobachtet (vgl. Abbildung 7). Im 

September 2018 lag der Strompreis bei durchschnittlich rund 56 Euro/MWh (Jahresfuture). Im 

September 2017 hatte er noch bei durchschnittlich 36 Euro/MWh gelegen65 - ein Anstieg von rund 20 

Euro/MWh. Maßgebliche Treiber dieser Entwicklung sind der gestiegene Preis für CO2-

Emissionszertifikate und gestiegene Brennstoffpreise.  
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 Fraunhofer ISE: https://www.energy-
charts.de/price_avg_de.htm?year=2017&price=nominal&period=monthly . 

https://www.energy-charts.de/price_avg_de.htm?year=2017&price=nominal&period=monthly
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Abbildung 7, Preisentwicklung am EEX-Terminmarkt für Strom ς 2007 - 2018 (Quelle: EEX66) 

 

 
 

Im Vergleich zu anderen europäischen Ländern lagen die Strompreise an der Börse im ersten 

Halbjahr 2018 mit durchschnittlich rund 36 Euro/MWh vergleichsweise niedrig.  

Abbildung 8, Börsenstrompreise im europäischen Vergleich, 1. Halbjahr 2018 (Quelle: Platts67) 

 

Stromkosten für Letztverbraucher 

2016 lagen die Letztverbraucherausgaben für Strom bei rund 74 Mrd. Euro. Dabei entfielen rund 

13 Mrd. Euro auf Erzeugung und Vertrieb (inklusive des Marktwerts der erneuerbaren Energien), 

rund 38 Mrd. Euro auf staatlich induzierte und 22 Mrd. Euro auf regulierte Elemente wie 

Netzentgelte oder Stromsteuer.68 Insgesamt waren die Letztverbraucherausgaben für Strom 

zwischen 2013 und 2016 weitgehend stabil. Der Anstieg bei den staatlich regulierten Preiselementen 
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 EEX (2018): Marktdaten Strom, abrufbar unter: https://www.eex.com/de/marktdaten#/marktdaten.  
67

 Quelle  
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 BMWi (2018): Sechster Monitoring-Bericht zur Energiewende. Die Energie der Zukunft. Berichtsjahr 2016. 

16. Feb. 2016 
20,02 Euro/MWh 
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konnte zeitweise durch sinkende Beschaffungskosten aufgefangen werden. Im Jahr 2017 und 2018 

sind die Beschaffungskosten und damit auch die Letztverbraucherausgaben jedoch gestiegen. 

Abbildung 9: Letztverbraucherausgaben für Strom in Milliarden Euro (Quelle: BMWi69) 

 
Gemessen am Bruttoinlandsprodukt sank der Anteil der Ausgaben für Strom im Jahr 2016 auf den 

niedrigsten Stand seit 2010. Im Jahr 2016 lag der Anteil der Letztverbraucherausgaben für Strom 

bezogen auf das nominale Bruttoinlandsprodukt bei 2,4 %, gegenüber 2,5 % im Jahr 2015. 

Strompreise für private Haushalte und Gewerbe 

Der durchschnittliche Strompreis für private Haushalte ist zum Jahresbeginn 2018 gegenüber dem 

Jahr 1998 um rund 72 % und gegenüber dem Jahr 2000 um 110 % gestiegen. Der preisbereinigte 

Anstieg gegenüber dem Jahr 1998 beträgt 32 %. Seit 2013 hat sich der Haushaltsstrompreis auf 

einem Niveau von rund 29 Cent/kWh stabilisiert. Der aktuelle durchschnittliche Strompreis setzt sich 

zu rund 54 % aus Steuern, Abgaben und Umlagen und zu rund 25 % aus Netzentgelten zusammen. 

Der marktlich bestimmte Anteil (Strombeschaffung und Vertrieb) am Endverbraucherpreis beträgt 

21 %. 

Die Struktur der Stromkosten für Unternehmen in Gewerbe, Handwerk, Handel und Dienstleistungen 

ähnelt überwiegend der für private Haushalte. Zudem liegt für eine Vielzahl der Betriebe der 

Stromverbrauch in einer Größenordnung, in der sie nicht oder nur begrenzt von den 

unterschiedlichen Entlastungen bei Steuern, Abgaben und Umlagen profitieren. Insofern treffen die 

Ausführungen zu Haushaltsstrompreisen auch auf Gewerbe, Handwerk, Handel und Dienstleistungen 

zu.   
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 BMWi (2018): Sechster Monitoring-Bericht zur Energiewende. Die Energie der Zukunft. Berichtsjahr 2016, 
S. 115. 
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Abbildung 10, Strompreise für private Haushalte (Jahresstromverbrauch 3.500 kWh, Quelle: 

BDEW70) 

 

Die Strompreise für private Haushalte inklusive Steuern und Abgaben liegen in der Europäischen 

Union bei durchschnittlich 0,20 Euro/kWh. Am höchsten sind die Strompreise in Dänemark und 

Deutschland, wobei Deutschland seit Ende 2017 erstmals vor Dänemark liegt (rd. 0,30 Euro/kWh). 

Abbildung 11, EU-Ländervergleich Haushaltsstrompreise 2. Halbjahr 2017 inkl. Steuern und 

Abgaben bei einem Jahresverbrauch von 2.500 bis 5.000 kWh (Quelle: Eurostat71) 
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 BDEW (2018): BDEW-Strompreisanalyse Mai 2018. Haushalte und Industrie. 
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 Eurostat: Preise Elektrizität für Haushaltskunde, ab 2007 - halbjährliche Daten (Online-Datencode 
nrg_pc_204). 
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Industrie 

Strompreise und Stromkosten sind für die Industrie ein wichtiger Kostenfaktor und haben somit 

Einfluss auf deren Wettbewerbsfähigkeit. Die Gesamtausgaben der deutschen Industrie für Strom 

sind zwischen 2010 und 2014 von rund 22 Mrd. Euro auf rund 27 Mrd. Euro angestiegen und dann bis 

2016 wieder auf rund 25 Mrd. Euro pro Jahr gesunken. Aufgrund des gestiegenen Strompreises 

dürften die Stromkosten im Jahr 2017 und 2018 jedoch wieder angestiegen sein. 

Abbildung 12, Stromkosten der Industrie (Quelle: BMWi72) 

 

Deutsche Unternehmen sind global aktiv. Ihre Produkte stehen im Wettbewerb mit anderen 

Industrienationen außerhalb der EU und aufstrebenden Schwellenländern. Wie Abbildung 13 zeigt, 

liegt der durchschnittliche Industriestrompreis in Deutschland weit über dem OECD-Durchschnitt. Im 

Vergleich zu den USA ist er in Deutschland mehr als doppelt so hoch.  
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  Eigene Berechnungen auf Basis BMWi (2018): 6. Monitoringbericht der Energiewende 
(https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Sachgebiete/ElektrizitaetundGas/Unternehmen_Institutionen/Datena
ustauschundMonitoring/MonitoringEnergiederZukunft/monitoringenergiederzukunft-node.html). 
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Abbildung 13, Durchschnittliche Industriestrompreise im OECD-Vergleich (Quelle: IEA73). 

 

 

Abbildung 14, Strompreise für die mittelständische Industrie (Jahresverbrauch 160.000 bis 20 Mio. 

kWh, Quelle: BDEW74) 

 

Der durchschnittliche Strompreis für industrielle Verbraucher, die ihren Strombedarf nicht über 

Eigenerzeugungsanlagen decken, ist zum Jahresbeginn 2018 gegenüber dem Jahr 1998 um rund 84 % 

und gegenüber dem Jahr 2000 um 184 % gestiegen (Werte jeweils nominal). Der aktuelle 

durchschnittliche Strompreis setzt sich zu rund 52 % aus Steuern, Abgaben und Umlagen und zu rund 
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 Originalangaben in USD, durchschnittliche Wechselrate von der EZB 1 USD = 0.8435 EUR angewendet, 
Quelle: eigene Darstellung auf Basis von IEA/OECD Energy Prices & Taxes 2018. 
74

 BDEW (2018): BDEW-Strompreisanalyse Mai 2018. Haushalte und Industrie. 
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48 % aus Strombeschaffung, Netzentgelten und Vertrieb zusammen. Für kleinere, in der Regel 

weniger entlastete, Unternehmen ergeben sich hingegen deutlich höhere Belastungen. 

Abbildung 15, EU-Ländervergleich Industriestrompreise 2. Halbjahr 2017 inkl. Steuern und Abgaben 

bei einem Jahresverbrauch von 500.000 bis 2 Mio. kWh (Quelle: Eurostat75, eigene Darstellung) 

  

Abbildung 16, EU-Ländervergleich Industriestrompreise 2. Halbjahr 2017 inkl. Steuern und Abgaben 

bei einem Jahresverbrauch von 70 bis 150 Mio. kWh (Quelle: Eurostat76, eigene Darstellung) 

  

Die deutschen Industriestrompreise für Unternehmen, die ihren Strombedarf nicht über 

Eigenerzeugungsanlagen decken, befinden sich im EU-Vergleich in der Spitzengruppe. Ohne Steuern 

                                                           
75

 Eurostat: Preise Elektrizität für Nichthaushaltskunde, ab 2007 - halbjährliche Daten (Online-Datencode 
nrg_pc_205). 
76

 Eurostat: Preise Elektrizität für Nicht-Haushaltskunde, ab 2007 - halbjährliche Daten (Online-Datencode 
nrg_pc_205). 
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und Abgaben lägen diese in etwa im Mittelfeld der EU-Länder. Allerdings profitieren laut BDEW nur 

rund 4 % der Industriebetriebe von der Besonderen Ausgleichsregelung des Erneuerbaren-Energie-

Gesetzes (EEG) zur Sicherung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit, die jedoch mehr als die 

Hälfte des industriellen Stromverbrauchs ausmachen.77 96 % der Industriebetriebe zahlen die volle 

EEG-Umlage. 

Die Wettbewerbsfähigkeit insbesondere der energieintensiven Unternehmen ist in hohem Maße von 

den Strompreisen abhängig. Als besonders stromintensiv im Sinne der besonderen 

Ausgleichsregelung gemäß EEG gelten vorrangig die Sektoren Stahl, Chemie und die Nichteisen-

Metalle Glas, Zement, Kalk und Papier. Unternehmen mit einer hohen Wärmeintensität sind das 

Ernährungsgewerbe sowie die Holz- und Papierproduktion. Außerhalb der Industrie gibt es weitere 

stromintensive Branchen, wie zum Beispiel Rechenzentren. 

Durch Entgelte, Umlagen und Abgaben gehört der Strompreis für nicht entlastete (energieintensive) 

Industrieunternehmen (ohne erstattungsfähige Steuern) in Deutschland mit zu den höchsten in 

Europa (s.o.). Um Verzerrungen für im internationalen Wettbewerb stehende Industrien zu 

vermeiden, werden in Deutschland (aber auch in anderen EU-Staaten) Entlastungen gewährt, wie 

zum Beispiel die Besondere Ausgleichsregelung.78 Die Höhe der Entlastungen hängt dabei stark von 

der Höhe des Strombezugs sowie dem Verhältnis von Stromkosten zu Umsatz und Wertschöpfung 

ab. Außerdem werden die durch den Emissionshandel entstehenden Strompreiseffekte in der 

stromintensiven Industrie durch die Strompreiskompensation im Jahr 2019 zu 75 % ausgeglichen, 

wobei die Kompensation im Zeitverlauf abnimmt. Auch ergeben sich regionale Unterschiede 

zwischen den Bundesländern aufgrund unterschiedlich hoher Netzentgelte. Insbesondere in 

ländlichen Räumen in Nord- und in Ostdeutschland, ergeben sich höhere Strompreise gegenüber 

dem Bundesdurchschnitt, die für die dort angesiedelten Unternehmen einen Standortnachteil 

darstellen.79 

Für im internationalen Wettbewerb stehende energieintensive Unternehmen besteht außerdem die 

Möglichkeit einer kostenlosen Zuteilung von CO2-Zertifikaten für die Sektoren, in denen das Risiko 

einer Produktionsverlagerung in Länder außerhalb der EU am höchsten ist (sogenanntes carbon 

leakage). In Deutschland nehmen zurzeit (in der dritten Handelsperiode des EU-ETS von 2013 bis 

2020) rund 1.900 Energie- und Industrieanlagen am Emissionshandel teil (europaweit 12.000). 

Allerdings verfügt Deutschland über Standortvorteile wie zum Beispiel Kundennähe / 

Kundenbindung, ein hohes Maß an Integration innerhalb der Wertschöpfungsketten, enge 

Vernetzung mit Forschung und Entwicklung sowie Branchenclustern, gut qualifizierte Fachkräften 

und Stromversorgungssicherheit. All diese Rahmenbedingungen können jedoch zunehmend auch 

andere Länder bieten, allerdings zu derzeit niedrigeren Stromkosten (zum Beispiel die USA 

einhergehend mit dem Schiefergas- und Schieferölboom). Wie langfristig diese niedrigen 

Stromkosten sind, ist ungewiss. Langfristige Planungssicherheit ist daher für Unternehmen von 

                                                           
77

 Der Nettostrombedarf der Industrie lag im Jahr 2017 bei 249 TWh. Darin enthalten ist der Eigenverbrauch 
ohne EEG-Umlage in Höhe von 69 TWh. Bezogen auf den Nettostrombedarf ohne Eigenverbrauch macht die 
BesAR-Begünstigung in Höhe von 102 TWh rund 57 % aus. Quelle: Fraunhofer ISI (2018): Mittelfristprognose 
zur deutschlandweiten Stromabgabe an Letztverbraucher für die Kalenderjahre 2019 bis 2023, Tabelle 2, S. 30. 
78

 Der Gesetzgeber orientiert sich bei seinen Entlastungsregelungen insb. bei der Besonderen 

Ausgleichsregelung §§ 63ff. EEG 2014 an Schwellenwerten die überschritten werden müssen. Dazu werden die 

Branchenzugehörigkeit (gem. Anhang 4 EEG 2014) sowie jährliche Stromverbräuche und Stromintensitäten 

berücksichtigt. 
79

 Durch das am 18.7.2017 in Kraft getreten NEMoG erfolgt ab 2018 eine stufenweise bundesweite 
Vereinheitlichung der Übertragungsnetzentgelte sowie die Abschmelzung des Privilegs der vermiedenen 
Netzentgelte. 
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herausragender Bedeutung, um die Amortisation von Investitionen zu garantieren und damit 

Investitionen zu ermöglichen. Europäisches Beihilferecht spielt eine entscheidende Rolle, um 

Wettbewerbsverzerrungen auf dem Weg zur Vorreiterrolle Deutschlands bei der Energie- und 

Klimapolitik zu vermeiden. 

Nicht nur die Höhe der Stromkosten ist eine Belastung industrieller Wertschöpfung in Deutschland. 

Für den Wirtschaftsstandort Deutschland stellt zudem die Unsicherheit über die zukünftige 

regulatorische Behandlung, beispielsweise bei der Besonderen Ausgleichsregelung, eine 

Herausforderung dar.80 Die Unsicherheit schlägt sich bereits heute in einer trotz hohen 

Wirtschaftswachstums schwachen Investitionstätigkeit der stromintensiven Industrie in Deutschland 

nieder.81  

3.2.4. Versorgungssicherheit  

Energieversorgungssicherheit ist ein hohes Gut. Die ständige Verfügbarkeit von Energie und Wärme 

ist die Grundlage der deutschen Volkswirtschaft. Dies umfasst auch die sichere Versorgung mit 

Energierohstoffen. In diesen Kontext gehört auch, dass Deutschland über eine gut ausgebaute 

Gasinfrastruktur verfügt. Das Bundesverfassungsgericht hat bereits 1994 in seiner Entscheidung zum 

αYƻƘƭŜǇŦŜƴƴƛƎά ƴŀŎƘǾƻƭƭȊƛŜƘōŀǊ festgestelltΣ Řŀǎǎ α5ŀǎ LƴǘŜǊŜǎǎŜ ŀƴ ŜƛƴŜǊ {ǘǊƻƳǾŜǊǎƻǊƎǳƴƎ Ƙeute so 

allgemein [ist] ǿƛŜ Řŀǎ LƴǘŜǊŜǎǎŜ ŀƳ ǘŅƎƭƛŎƘŜƴ .ǊƻǘΦά Im Einsetzungsbeschluss der Kommission 

α²ŀŎƘǎǘǳƳΣ {ǘǊǳƪǘǳǊǿŀƴŘŜƭ ǳƴŘ .ŜǎŎƘŅŦǘƛƎǳƴƎά ƛǎǘ ŘƛŜ ±ŜǊǎƻǊƎǳƴƎǎǎƛŎƘŜǊƘŜƛǘ ŀƭǎ ǿŜǎŜƴǘƭƛŎƘŜǎ ½ƛŜƭ 

verankert. 

Im Gegensatz zu den Zielen zum Ausbau der erneuerbaren Energien und der Reduktion von 

Treibhausgasen, ist das Ziel der Versorgungssicherheit jedoch nicht weiter qualifiziert oder gar 

quantifiziert worden.82 Zur Überwachung der Versorgungssicherheit führt das Bundesministerium für 

Wirtschaft und Energie ein Monitoring der Versorgungssicherheit nach § 51 EnWG und eine 

Berichterstattung nach § 63 EnWG auf Grundlage wahrscheinlichkeitsbasierter Analysen 

                                                           
80

 Die Gebr. Grünewald GmbH & Co. KG ist ein mittelständisches stromintensives Unternehmen der 
Papierindustrie. Das Unternehmen stellt Spezialpapiere für den europäischen Markt her. Die direkten 
Wettbewerber produzieren in Tschechien, Österreich und Schweden. In diesem Wettbewerbsumfeld benötigt 
die Gebr. Grünewald GmbH & Co. KG international konkurrenzfähige Strompreise. 10 Euro/MWh Mehrkosten 
bedeuten für die Gebr. Grünewald GmbH & Co. KG Mehrkosten von 275,000 Euro pro Jahr und damit die 
Größenordnung des Jahresüberschusses des Familienunternehmens.  
Die TRIMET Aluminium SE ist ein konzernunabhängiger deutscher Aluminiumhersteller: 1990 gab es noch 36 
Aluminiumhütten in Europa. 2018 sind es lediglich noch 15. Mit einer Grundlastversorgung, die sich bei einem 
abrupten Ausstieg aus der Kohleverstromung überwiegend auf teurere Gaskraftwerke stützt, wäre eine 
stromintensive Industrieproduktion in Deutschland nicht mehr wettbewerbsfähig möglich. Bei der 
Aluminiumproduktion ist Strom der größte Kostenblock. Die Stromkosten betragen ca. 40 % der Gesamtkosten. 
Ein Anstieg von 1ct/kWh bedeutet daher einen Gesamt-Produktionskostenanstieg von rund 10 % im Vergleich 
zu den Kosten in 2018, und dies gegen einen weltweit einheitlichen Börsenpreis für das erzeugte Aluminium. 
Zur Einordnung: Allein TRIMET benötigt mit 6 TWh/a mehr als ein Prozent der deutschen Stromproduktion - 
1ct/kWh sind somit gleichbedeutend mit jährlichen Mehrkosten von 60 Mio. Euro. 
81

 IW 2017: Energiepolitische Unsicherheit verzögert Investitionen in Deutschland. IW policy paper 13/2017; 
Statistisches Bundesamt 2017; Energieintensive Branchen: Papier, Chemie, Glas/Keramik, sowie 
Metallerzeugung und -bearbeitung. 
82

 Der Bundesrechnungshof hat das 2016 deutlich kritiǎƛŜǊǘΥ α5ŀǎ aƻƴƛǘƻǊƛƴƎ ŘŜǊ 9ƴŜǊƎƛŜǿŜƴŘŜ Ƴǳǎǎ ƛƳ 
Hinblick auf die Zielarchitektur optimiert werden. Die Ziele Versorgungssicherheit und Bezahlbarkeit müssen 
genauso konkretisiert, bewertet und quantifiziert werden wie das bereits ausreichend quantifizierte Ziel 
¦ƳǿŜƭǘǾŜǊǘǊŅƎƭƛŎƘƪŜƛǘά (Bundesrechnungshof (2016): Bericht an den Haushaltsausschuss des Deutschen 
Bundestages nach § 88 Abs. 2 BHO über Maßnahmen zur Umsetzung der Energiewende durch das 
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie). 
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länderübergreifend und entsprechend der europarechtlichen Vorgaben (gemeinsame Methodologie) 

durch.  

Unter dem Begriff Versorgungssicherheit wird im Monitoringbericht des BMWi die dauerhafte und 

nachhaltige Bedarfsdeckung verstanden. Dies umfasst im Grundsatz sämtliche Stufen der 

Elektrizitätsversorgung: die Stromerzeugung, die Verfügbarkeit von Primärenergieträgern für die 

Stromerzeugung, den Transport des Stroms sowie den Handel und Vertrieb.83 Versorgungssicherheit 

kann an den Kriterien Versorgungszuverlässigkeit, Systemsicherheit und bedarfsgerechte 

Stromproduktion festgemacht werden:84 

¶ Versorgungszuverlässigkeit: Dabei geht es um die Frage, ob der Letztverbraucher mit 

dem Netz verbunden bleibt oder die Versorgung ungeplant unterbrochen wird ς zum 

Beispiel durch Wetterereignisse oder Unfälle im Rahmen von Bauarbeiten. Die 

Verteilnetzbetreiber müssen der Bundesnetzagentur jeweils bis zum 30. April eines 

Jahres einen Bericht über die im vorhergehenden Jahr im Netz aufgetretenen 

Versorgungsunterbrechungen vorlegen (§ 52 EnWG). Aus diesen Meldungen ermittelt die 

Bundesnetzagentur den Durchschnittswert der Versorgungsunterbrechungen für alle 

Letztverbraucher, den so genannten SAIDI-Wert (System Average Interruption Duration 

Index). Dieser ist zur Messung der tatsächlichen Stromversorgungssicherheit bzw. -

qualität, die insbesondere für die Industrie von entscheidender Bedeutung ist, jedoch 

ungeeignet, weil er lediglich Versorgungsunterbrechungen von mehr als drei Minuten 

erfasst. 

¶ Systemsicherheit: Neben dem Netzausbau haben die Netzbetreiber die Aufgabe, die 

Stromnetze sicher zu betreiben. Damit sorgen sie dafür, dass der Strom, der am 

Strommarkt beschafft wird, tatsächlich bei den Stromkunden ankommt. Langanhaltende 

und allgemeine Stromausfälle ς auch Blackouts genannt ς sind in der Regel 

Systemsicherheitsprobleme.85 Um die Systemsicherheit zu gewährleisten, greifen die 

Netzbetreiber auf so genannte Systemdienstleistungen zu. Dazu zählt insbesondere der 

Einsatz von Regel- (Frequenzhaltung) und Blindleistung (Spannungshaltung) sowie der 

Einsatz von Erzeugungsanlagen zum Wiederaufbau des Netzes im Fall größerer Störungen 

(Schwarzstartfähigkeit). Darüber hinaus sind die Netzbetreiber verpflichtet, gewisse 

Maßnahmen zu ergreifen, um die Sicherheit des Stromversorgungssystems 

aufrechtzuerhalten (§ 13 EnWG). Dazu gehören insbesondere so genannte Redispatch- 

und Einspeisemanagement-Maßnahmen: Bei erwarteten Netzengpässen weisen die 

Netzbetreiber Stromerzeuger an, die Erzeugung ihrer Anlagen zu drosseln. Hinter dem 

Engpass werden Reservekraftwerke hochgefahren, um die gedrosselte Stromproduktion 

zu ersetzen. Jedes Jahr stellt die Bundesnetzagentur den Bedarf an Reservekraftwerken 

fest (§ 3 NetzResV). So beträgt für den Winter 2018/2019 der Bedarf an 

Netzreservekapazitäten 6.600 MW. Sofern ein Kraftwerksbetreiber beabsichtigt, ein 

Kraftwerk stillzulegen, ist er verpflichtet, dies mindestens 12 Monate im Voraus bei der 

Bundesnetzagentur anzumelden (§ 13 EnWG). Falls die Bundesnetzagentur das Kraftwerk 

auf Antrag eines Übertragungsnetzbetreibers als systemrelevant einstuft, kann sie die 
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